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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Der Ständerat nahm sich in der Wintersession 2021 des
Sozialversicherungsabkommens mit Tunesien an. Paul Rechsteiner (sp, SG), der im
Namen der SGK-SR das Wort ergriff, sprach sich für die Annahme des
«Standardabkommens» aus. Dieses werde «keine übertrieben bedeutenden Folgen»
haben, aber die soziale Sicherheit für tunesische Staatsangehörige in der Schweiz und
für Schweizer Staatsangehörige in Tunesien regeln. Rechsteiner hob hervor, dass über
hundert Schweizer Unternehmen mit schweizerischer Kapitalbeteiligung in Tunesien
existierten, die rund 14'000 Personen beschäftigten. Die Kommission habe die
Annahme des Abkommens einstimmig empfohlen, weil damit ein Rentenexport und die
Anrechnung von Beitragszeiten in der ersten Säule möglich gemacht würden. Laut
Rechsteiner stellt ein Sozialversicherungsabkommen zudem eine Voraussetzung für die
weitere Entwicklung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen dar. Bundesrat Berset
erklärte, dass das Abkommen keine Gesetzesänderung notwendig mache und die
langfristigen Kosten auf CHF 2.7 Mio. geschätzt würden, wobei sich diese nur auf die
Auszahlung der Renten ins Ausland bezögen. Wie zuvor schon Rechsteiner merkte auch
Berset an, dass das Abkommen dem fakultativen Referendum unterliege. Die kleine
Kammer nahm das Geschäft mit 35 zu 4 Stimmen deutlich an, nur einige Mitglieder der
SVP-Fraktion sprachen sich dagegen aus. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2021
AMANDO AMMANN

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Von einem «halben Wunder» (Christian Levrat, sp, FR) über eine «Schnapsidee»
(Michael Hermann im Tages-Anzeiger) bis hin zu einem «Affront gegen die direkte
Demokratie» (Michael Schönenberger in der NZZ) reichten die Beurteilungen des Coups
der WAK-SR. Diese hatte in der Pressekonferenz nach ihrer ersten Sitzung zur
Steuervorlage 17 alle überrascht, indem sie sich einstimmig für einen eigenen, neuen
Vorschlag zur SV17 ausgesprochen hatte: Als soziale Ausgleichsmassnahme soll nicht
mehr wie vom Bundesrat vorgeschlagen der Mindestansatz für das Kindergeld erhöht,
sondern mehr Geld für die AHV zur Verfügung gestellt werden. Pro Franken, der durch
die Steuererleichterungen für Unternehmen weniger an Steuereinnahmen generiert
wird, soll ein Franken in die AHV fliessen. Da die WAK-SR mit Kosten von CHF 2.1 Mrd.
rechnet, soll entsprechend derselbe Betrag der AHV zu Gute kommen, was diese
finanziell bis 2024 oder 2025 absichern soll. Dazu sollen zukünftig das ganze
Demografieprozent der Mehrwertsteuer in die AHV fliessen (CHF 520 Mio.) und der
Bundesbeitrag an die AHV von 19.55 auf 20.2 Prozent (CHF 300 Mio.) sowie die
Lohnbeiträge von Arbeitgebern und Arbeitnehmern um je 0.15 Prozentpunkte erhöht
werden (CHF 1.2 Mrd.). Dies war jedoch nicht die einzige Neuerung der Kommission: Bei
der Gegenfinanzierung reduzierte sie die minimale kantonale Dividendensteuer von 70
auf 50 Prozent, was ungefähr CHF 300 Mio. kostet. Damit soll ein Referendum des SGV
oder von Swiss Family Business verhindert werden. Stattdessen soll das
Kapitaleinlageprinzip (KEP) mit einer Rückzahlungsregel und einer Teilliquidationsregel
eingeschränkt werden: Zukünftig sollen Reserven aus Kapitaleinlagen höchstens in dem
Umfang steuerfrei ausgeschüttet werden können, in dem auch steuerbare
Dividendenzahlungen vorgenommen werden (Rückzahlungsregel). Beim Rückkauf
eigener Aktien müssen solche Reserven zudem im gleichen Umfang reduziert werden
wie die Gewinnreserven (Teilliquidationsregel). Diese Regelung gilt jedoch nur für in der
Schweiz kotierte Firmen, nicht aber für Kapitaleinlagereserven, die innerhalb eines
Konzerns zurückbezahlt werden oder die im Rahmen eines Zuzugs in die Schweiz nach
Inkrafttreten der Unternehmenssteuerreform II entstanden sind. Dies soll Bund und
Kantonen Mehreinnahmen von CHF 150 Mio. generieren. Auch die sogenannte Lex
Zürich soll nun doch eingeführt werden, wobei die zinsbereinigte Gewinnsteuer in
«Abzug für Eigenfinanzierung» umbenannt wird und nur Hochsteuerkantonen, in denen
die effektive Steuerbelastung für Unternehmen auf allen drei Ebenen über 18.03
Prozent liegt – konkret also nur dem Kanton Zürich –, zur Verfügung stehen soll. 

Entstanden war der Kompromiss der Kommission gemäss «NZZ am Sonntag» und Tages-
Anzeiger durch Verhandlungen der «Schattenregierung aus dem Stöckli», wie es die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.05.2018
ANJA HEIDELBERGER
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«NZZ am Sonntag» formulierte: Der Luzerner CVP-Ständerat Konrad Graber soll die
Initiative ergriffen und Ständeratspräsidentin und Kontaktfrau zum Arbeitgeberverband
Karin Keller-Sutter (fdp, SG), SP-Präsident Christian Levrat, Kommissionspräsident
Pirmin Bischof (cvp, SO), Ruedi Noser (fdp, ZH) als Kontakt zu Economiesuisse sowie
Gewerkschaftspräsident Paul Rechsteiner (sp, SG) ins Boot geholt haben. Sie alle seien
sich der Relevanz der SV17 und der sozialpolitischen Kompensation bewusst gewesen,
hätten aber die Erhöhung der Kinderzulagen für ein untaugliches Instrument gehalten
und sich vor einem Referendum – sei es von bürgerlicher Seite aufgrund der Erhöhung
der Dividendenbesteuerung und der Kinderzulagen oder von linker Seite wegen der
geplanten Steuerrabatte – gefürchtet. In der Kommission sei man sich daher einig
gewesen, dass man einen Kompromiss finden müsse, der von allen grossen Parteien und
Organisationen mitgetragen werde. Trotz grosser inhaltlicher Unterschiede hätten sich
alle dreizehn Mitglieder der WAK-SR einstimmig für das vorgeschlagene Konzept
ausgesprochen. 

Die bürgerlichen Parteien und Verbände zeigten sich von diesem Kompromiss nicht
begeistert. Die SVP, die GLP, Economiesuisse und der Arbeitgeberverband
beanstandeten die Vermischung des Finanz- und Gesundheitsdossiers und sprachen
sich gegen sachfremde Verknüpfungen aus. Diese würden es den Bürgern
verunmöglichen, sich frei für oder gegen die verschiedenen Elemente des Deals zu
entscheiden. Eine «Verknüpfung sachfremder Themen grenzt an Nötigung des
Stimmvolks», betonte Jürg Grossen (glp, BE). In den Medien und im Parlament war man
sich zudem nicht sicher, ob eine solche Verknüpfung verfassungsrechtlich zulässig sei;
verschiedene Parlamentarierinnen und Parlamentarier betonten, dass eine
entsprechende Volksinitiative wohl wegen fehlender Einheit der Materie für ungültig
erklärt werden würde. Die WAK-SR hatte diesbezüglich ein schriftliches Gutachten
beim Bundesamt für Justiz (BJ) eingeholt, welches den Kompromiss für «vertretbar»
hielt. Zwar gelte das Gebot der Einheit der Materie auch bei Gesetzesvorlagen, solle
dort aber «nicht mit derselben Strenge gehandhabt werden [...] wie bei Teilrevisionen
der Verfassung», erklärte das BJ. Das Gesetzgebungsverfahren sei strukturell einer
Totalrevision, bei der die Einheit der Materie nicht relevant sei, näher als eine
Volksinitiative. Dem Gesetzgeber stehe daher bei der Kompromissfindung ein
vergleichsweise grosser Gestaltungsspielraum zu. Des Weiteren kritisierten Exponenten
der SVP, FDP und des Gewerbeverbandes insbesondere die Finanzspritze an die AHV
ohne Erhöhung des Frauenrentenalters. Es bedürfe dringend auch Massnahmen auf
Leistungsseite, war mehrfach zu vernehmen, zumal die Linke aufgrund dieser
Zusatzfinanzierung später womöglich nicht mehr für eine umfassende AHV-Reform
gewonnen werden könne, da man ihr nichts mehr anzubieten habe. Der
Arbeitgeberverband, einer der vehementesten Kritiker des Kompromisses, schlug daher
vor, das Rentenalter der Männer auf 66, das der Frauen auf 65 Jahre zu erhöhen. Auch
die Jungparteien der Grünen, der SVP, der FDP, der CVP und der BDP erklärten ihre
Ablehnung des Vorschlags; die jungen Grünliberalen drohten sogar damit, allenfalls das
Referendum zu ergreifen. Die Jungparteien kritisierten vor allem die starke
Umverteilung von Jung zu Alt, durch welche die Jungen einmal mehr die ganze Last der
Revision der Altersvorsorge tragen müssten. Das strukturelle Problem der AHV werde
durch finanzielle Zuschüsse auf Kosten der Jungen überdeckt, aber nicht gelöst,
erklärte zum Beispiel der Präsident der Jungfreisinnigen, Andri Silberschmidt. 

Gemischt waren auch die Rückmeldungen von linker Seite: Die SP nannte den
Vorschlag «akzeptabel». Der SGB sprach sich für den Kompromiss aus, TravailSuisse gab
sich zwar erst kritisch, liess aber durchblicken, den Kompromiss wohl auch
mitzutragen. SP-Präsident Christian Levrat betonte, dass dieser Vorschlag zum sozialen
Ausgleich beitrage: Dadurch dass die Summe der Lohnbeiträge bis zu einem jährlichen
Bruttolohn von CHF 130‘000 höher sei als die Summe der erhaltenen AHV-Renten,
finanzierten 7 Prozent der Grossverdiener faktisch die AHV-Reform. Personen mit
tiefen oder mittleren Löhnen würden also davon profitieren. Diese Argumentation
überzeugte die Grünen, Teile der SP und verschiedene entwicklungspolitische NGOs
jedoch nicht. Sie erklärten, die Vorlage nicht unterstützen zu wollen, da diese zu
enormen Steuerausfällen führe, den internationalen Steuerwettbewerb weiter anheize
und gegenüber ärmeren Staaten unfair sei. Zudem handle es sich bei dem AHV-
Zuschuss nicht um eine Kompensation, wie viele Befürworter des Vorschlags loben
würden, da einmal mehr die Arbeitnehmenden die entstehenden Kosten übernehmen
müssten und nicht die Unternehmen. 

Neben den Parteien und Verbänden äusserte auch ein Teil der Kantone Kritik am
Kompromissvorschlag. Mit der Wiederaufnahme der zinsbereinigten Gewinnsteuer war
die WAK-SR einer Forderung von Kanton und Stadt Zürich nachgekommen. «Wir
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mussten Zürich, dem Wirtschaftsmotor der Schweiz, in diesem Punkt
entgegenkommen», erklärte Christian Levrat. Da das Instrument stark umstritten ist,
sah man es aber nur für Hochsteuerkantone vor, obwohl es elf weitere Kantone
ebenfalls gerne angewendet hätten. Diese Regelung verstosse gegen das Gebot der
Gleichbehandlung und verhindere einen fairen Steuerwettbewerb, befand Cornelia
Stamm Hurter (SH, svp), Finanzdirektorin des Kantons Schaffhausen – der zu eben
diesen elf Kantonen gehört. Auch Hannes Germann (svp, SH) kritisierte die Lex Zürich
und nannte sie einen «Sündenfall». Finanzminister Maurer hingegen verteidigte den
Vorschlag der WAK-SR: «Es macht keinen Sinn, die beste Kuh nicht zu füttern – würde
ich jetzt als alter Bauer sagen». Der Steuerabzug könne aber nicht für alle Kantone
eingeführt werden, weil der Widerstand dagegen zu gross sei. WAK-SR-Präsident Pirmin
Bischof ergänzte, dass auch andere Kantone den Abzug für Eigenfinanzierung einführen
könnten; sie müssten dazu einfach ihre Gewinnsteuern erhöhen. 

Trotz kritischer Stimmen aus dem ganzen politischen Spektrum blieben
Referendumsdrohungen und Fundamentalopposition gegen den Kompromissvorschlag
mehrheitlich aus. Selbst der Arbeitgeberverband wollte sich als einer der stärksten
Kritiker des Vorschlags nicht festlegen, ob er bei Annahme der Vorlage durch das
Parlament wirklich das Referendum ergreifen würde. Die zurückhaltenden Reaktionen
der meisten Akteure würden verdeutlichen, dass sich alle bewusst seien, dass sehr viel
auf dem Spiel stehe, war die einhellige Meinung in den Medien. Schliesslich habe die
Vorlage wegen des grossen Zeitdrucks gute Erfolgsaussichten: Das «Parlament hat gar
keine Gelegenheit, den Deal zu zerreden», erklärte die «Schweiz am Wochenende». 2

Indirekte Steuern

In der Sondersession im Mai 2022 behandelte der Nationalrat die neuste
Mehrwertsteuerrevision, ein «Sammelsurium von Massnahmen» (Schneeberger), die
grösstenteils auf eine Vereinfachung der Mehrwertsteuer abzielten. Daniela
Schneeberger (fdp, BL) und Céline Amaudruz (svp, GE) stellten dem Rat die Vorlage im
Namen der WAK-NR vor. Die Hauptpunkte der Revision waren in der Eintretensdebatte
kaum umstritten, die Fraktionen zeigten sich aber dennoch wenig begeistert von der
Revision: «Zu dieser Mehrwertsteuergesetzrevision haben Sie sich nicht mit grosser
Begeisterung geäussert», merkte denn auch Finanzminister Maurer an. Er wies jedoch
allfällige Kritik an der Vorlage gleich zu Beginn ans Parlament zurück: Der Bundesrat
habe neben minimalen, unumstrittenen Vereinfachungen lediglich vom Parlament
überwiesene Vorstösse umgesetzt. 
Der Nationalrat schuf nur wenige vom bundesrätlichen Entwurf abweichende
Regelungen: Unter anderem verlangte die Regierung aufgrund der Motionen Stöckli (sp,
BE; Mo. 18.4194) und von Siebenthal (svp, BE; Mo. 18.4363), im Ausland bewirkte
Leistungen der Reisebüros von der Mehrwertsteuer auszunehmen. Damit solle «die
administrative Hürde für ausländische Reisebüros» gesenkt und der Schweizer
Tourismus gefördert werden, erklärte Schneeberger. Die Kommissionsmehrheit
beantragte jedoch erfolgreich die Ablehnung der neuen Regelung, um eine
Benachteiligung der Schweizer Reisebüros zu verhindern. Eine Minderheit Aeschi (svp,
ZG) hatte hier überdies die Leistungen von Wiederverkäufern im Tourismusbereich von
der Mehrwertsteuer ausnehmen wollen, fand damit aber keine Mehrheit.
Auch bei den Bereichen, die von der Mehrwertsteuer ausgenommen werden sollen,
setzte sich die Kommissionsmehrheit gegen den Bundesrat durch. Sie wollte neben den
bereits betroffenen Gesundheitseinrichtungen und neu auszunehmenden Leistungen
der koordinierten Versorgung (Motion Humbel: mitte, AG; Mo. 19.3892) auch Leistungen
von Tageskliniken und Ambulatorien von der Mehrwertsteuer befreien. Zudem sollte
auch das Anbieten von Anlagegruppen von Anlagestiftungen gemäss BVG zukünftig nicht
mehr der Mehrwertsteuer unterliegen. Stillschweigend wurden beide Änderungen
angenommen, erstere gegen einen Minderheitsantrag Birrer-Heimo (sp, LU). 
Des Weiteren schlug die Kommissionsmehrheit vor, dass Steuerpflichtige mit
steuerbaren Leistungen unter CHF 250'000 und ohne Wohn- und Geschäftssitz in der
Schweiz ihre Leistungen zukünftig direkt mit der ESTV abrechnen können und nicht wie
bisher eine Vertreterin oder einen Vertreter bestimmen müssen. Eine Minderheit Marti
(sp, BL) sowie Bundesrat Maurer wollten den diesbezüglichen Status quo verteidigen:
Diese Vertretenden dienten der Kommunikation mit den Steuerpflichtigen und seien
nötig, weil amtliche Dokumente nur im Inland zugestellt werden dürfen. Allerdings
folgte der Nationalrat seiner Kommissionsmehrheit. 
Ansonsten wurden zwar zahlreiche Minderheitsanträge diskutiert, von denen blieb
jedoch der Grossteil erfolglos. So schuf der Nationalrat zum Beispiel wie vom Bundesrat
vorgeschlagen die Plattformbesteuerung der Versandhandelsplattformen, wie sie in

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.05.2022
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.23 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



der Motion Vonlanthen (damals noch cvp, FR; 18.3540) gefordert worden war. Da deren
Zahl geringer sei als diejenige der Verkäuferinnen und Verkäufer, könnten die
Lieferungen besser zugeordnet und identifiziert werden, erklärte Daniela Schneeberger
für die Kommission. Diese Änderung stiess denn auch nicht auf Widerstand. Vier
Minderheitsanträge Aeschi verlangten jedoch eine Präzisierung der Regelungen, um
eine Ungleichbehandlung der verschiedenen Plattformen sowie der schweizerischen
gegenüber den ausländischen Plattformen zu verhindern. Finanzminister Maurer
empfahl diese Anträge zur Ablehnung, zumal die vom Bundesrat vorgeschlagene
Regelung «sehr komplex» sei und bei Änderungen «vieles aus dem Lot» geraten könne.
Die Minderheitsanträge wurden in der Folge verworfen. Ergänzend definierte der
Nationalrat auf Antrag seiner Kommission den Begriff «elektronische Plattform». 
Ein weiterer umstrittener Aspekt betraf die Besteuerung der Emissionsrechte. Gemäss
Kommissionssprecherin Schneeberger hatte das Bundesgericht in einem Urteil
entschieden, dass der Emissionshandel zu besteuern sei, um Missbrauch zu verhindern.
Daher habe der Bundesrat eine «generelle Bezugsteuerpflicht [unter anderem] bei der
Übertragung von Emissionsrechten» geschaffen. Diesem Vorschlag wollte die
Kommissionsmehrheit folgen, während eine Minderheit Aeschi den Handel mit CO2-
Emissionsrechten von der Mehrwertsteuer ausnehmen wollte: Die CO2-Zertifikate
seien Lenkungsabgaben. Da mit diesen kein Mehrwert geschaffen werde, müssten sie
auch nicht der Mehrwertsteuer unterstellt werden, argumentierte Thomas Burgherr
(svp, AG), der zudem einen weiteren Minderheitsantrag zu dieser Frage stellte.
Finanzminister Maurer wehrte sich gegen diese Einschätzung und erachtete den Kauf
von Emissionszertifikaten als «klar definierte Leistung». Auch diese Minderheitsanträge
fanden im Nationalrat keine Mehrheit. 
Diskussionen gab es auch um die zukünftige Möglichkeit für ein Gemeinwesen, «von
ihm ausgerichtete Mittel gegenüber dem Empfänger oder der Empfängerin ausdrücklich
als Subvention oder anderen öffentlich-rechtlichen Beitrag» zu definieren – sofern die
entsprechenden Rahmenbedingungen erfüllt sind. Dies hatte eine Motion der WAK-SR
(Mo. 16.3431) gefordert. So stelle sich «immer die Frage, was eine Subvention» sei,
betonte der Finanzminister. Dadurch, dass die Gemeinwesen dies zukünftig festlegen
könnten, schaffe man in dieser Frage Klarheit. Dies bestritt jedoch eine Minderheit
Aeschi, die bezweifelte, dass die ESTV später entsprechende Klassifizierungen
akzeptieren werde. Wiederum folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit. 
Diskutiert wurde auch über die Frage, welche Güter zum reduzierten Satz besteuert
werden sollen. Der Bundesrat hatte diesbezüglich eine Änderung bei den Artikeln der
Monatshygiene beantragt, wie sie in der angenommenen Motion Maire (sp, NE; Mo.
18.4205) verlangt worden war. Eine Minderheit I Schneeberger wollte auf die Schaffung
dieser zusätzlichen Ausnahme verzichten, während eine Minderheit II Gigon (gp, VD) sie
um Windeln und Einlagen gegen Inkontinenz ergänzen wollte. Beide Anträge blieben
erfolglos, der Nationalrat blieb beim bundesrätlichen Vorschlag. Erfolglos blieb
überdies auch eine Minderheit Friedli (svp, SG) zur Unterstellung der
Beherbergungsleistungen unter den reduzierten Satz anstelle des Sondersatzes.
Insgesamt war in der Beratung lediglich ein Minderheitsantrag erfolgreich, nämlich
derjenige von Markus Ritter (mitte, SG) zur Beschränkung des Vorsteuerabzugs auf die
vom Vorsteuerabzug berechtigten Tätigkeiten. Heute gebe es beim Erwerb von
qualifizierten Beteiligungen einen Vorsteueranspruch «im Rahmen der zum
Vorsteuerabzug berechtigten unternehmerischen Tätigkeiten». Auf zusätzlichen
anderen Tätigkeiten sei jedoch kein solcher Abzug möglich. Durch einen
Änderungsvorschlag der Kommissionsmehrheit entstünde jedoch neu auch auf
Letzteren ein Vorsteueranspruch, was nicht gerechtfertigt sei. Mit 105 zu 77 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) folgte der Nationalrat Ritter in dieser sehr technischen Frage. Die
SVP- und die FDP.Liberale-Fraktion hatten die Version der Kommissionsmehrheit
bevorzugt. 
Stillschweigend hiess die grosse Kammer unter anderem in Übereinstimmung mit einer
weiteren Motion Page (Mo. 17.3657) die Ausnahme der für eine Teilnahme an kulturelle
Anlässe verlangten Entgelte von der Mehrwertsteuer gut. Unbestritten war auch die
Schaffung einer Mithaftung für Mitglieder der geschäftsführenden Organe bei Serien-
Konkursen. Auch die jährliche Abrechnungsmöglichkeit für die Mehrwertsteuer stiess
im Nationalrat nicht auf Widerstand. 
In der Gesamtabstimmung hiess der Nationalrat diese thematisch breite
Mehrwertsteuerrevision mit 129 zu 53 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gut. Sowohl die
ablehnenden Stimmen als auch die Enthaltung stammten von Mitgliedern der SVP-
Fraktion. Zudem nahm der Nationalrat auch die Petitionen von Campax mit dem Titel
«Bloody unfair - runter mit der Tampon-Steuer!» (Pet. 19.2017) und von der
Jugendsession 2017 zur «Überarbeitung der Mehrwertsteuer zu Gunsten der AHV» (Pet.
18.2006) zur Kenntnis. 3
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

In der Wintersession 2016 behandelte der Ständerat den Entwurf zum
Ausgleichsfondsgesetz. Dieser hat die Errichtung einer öffentlich-rechtlichen Anstalt –
der Compenswiss – zur Verwaltung der Ausgleichsfonds von AHV, IV und EO zum Inhalt.
Als Kommissionssprecher erklärte Pirmin Bischof (cvp, SO), dass die SGK-SR einen
Zusatzbericht zu drei offenen Fragen verlangt hatte. Dabei habe sich insbesondere
gezeigt, dass der zu behandelnde Gesetzesentwurf für eine gesetzliche Regelung der
Rückzahlung der IV-Schuld ab 2018 dringend sei. Zudem solle gemäss Zusatzbericht die
Zentrale Ausgleichsstelle (ZAS) nicht in die Compenswiss integriert werden, da dies
einen unverhältnismässigen Aufwand mit sich bringen würde. Schliesslich klärte der
Bericht, dass in Zukunft anstelle der drei Ausgleichsfonds die neue Anstalt mit ihrem
Gesamtvermögen gegen aussen hafte. 

In der Detailberatung beabsichtigte die SGK-SR – abweichend vom Bundesrat – nicht
die Eidgenössische Finanzkontrolle, die diese Aufgabe bisher übernommen hatte, als
Revisionsstelle zu beauftragen, sondern diesen Auftrag durch den Verwaltungsrat der
Compenswiss vergeben zu lassen. Dies sei, so Hans Stöckli (sp, BE), aus dem Blickwinkel
der Compliance schwierig. Entsprechend beantragte er mit einer
Kommissionsminderheit, in diesem Punkt dem Bundesrat zu folgen.
Kommissionssprecher Bischof entgegnete diesbezüglich, dass sich der Bund zwar mit
fast CHF 12 Mrd. an der Finanzierung der AHV beteilige, aber eben nicht als Einziger
beteiligt sei. Die Frage der Unabhängigkeit der Revisionsstelle gelte als wichtiges
Erfordernis und eine Loslösung von der EFK trage dem Einwand Rechnung, der Staat
solle nur dann Dienstleistungen anbieten, wenn der private Markt dies nicht
zufriedenstellend tue. Da es aber gerade im internationalen Umfeld genügend
entsprechende Firmen gebe, andere Unternehmen wie zum Beispiel die SUVA eine
ähnliche Regelung kennen und die Oberaufsichtskompetenz der Bundesversammlung
erhalten bleibe, sei die Lösung der SGK-SR zu bevorzugen. Dies überzeugte eine
äusserst knappe Mehrheit des Ständerats: Mit 21 zu 20 Stimmen (0 Enthaltungen) wurde
der Antrag der Mehrheit angenommen. 

Ebenfalls diskutiert wurde auf Antrag von Liliane Maury Pasquier (sp, GE), ob der Bund
auch über das Jahr 2017 hinaus und bis zur definitiven Entschuldung den jährlichen
Zinsaufwand auf dem IV-Verlustvortrag übernehmen solle. Paul Rechsteiner (sp, SG)
begründete diese Forderung damit, dass man diese Übernahme der Schulden durch
den Bund 2010 beschlossen hatte, weil nicht die AHV für die Schulden verantwortlich
war, sondern der Bund. Entsprechend solle man auch heute nicht die AHV dafür büssen
lassen. Durch die Übernahme dieser Zinsen wäre die Entschuldung der IV bei der AHV
nach heutigen Prognosen ein Jahr früher möglich. Wiederum entgegnete Pirmin
Bischof, dass die Entschuldung unter anderem aufgrund des Tiefzinsumfelds schneller
vorangehe als geplant. Dass der IV-Ausgleichsfonds seine Schulden verzinsen müsse, sei
richtig, jedoch solle die Übernahme dieser Zinsen durch den Bund nur temporär sein
und daher wie geplant Ende 2017 enden. Anschliessend solle der IV-Ausgleichsfonds
dem AHV-Ausgleichsfonds den entsprechenden Zins bezahlen. Dies halte auch den
Druck zur Sanierung der IV weiter hoch. Der Ständerat nahm diesen Antrag der
Mehrheit mit 28 zu 13 Stimmen (0 Enthaltungen) an und sprach sich anschliessend in
der Gesamtabstimmung einstimmig für das Ausgleichsfondsgesetz aus. 4
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Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Sommersession 2015 behandelte der Ständerat als Erstrat die Botschaft des
Bundesrates zur Volksinitiative „AHVplus: für eine starke AHV“. Das Anliegen des
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes stiess bei den Kantonsvertreterinnen und
Kantonsvertretern auf wenig Zustimmung. Die Kommissionsmehrheit beantragte, dem
Bundesrat zu folgen und die Initiative der Stimmbevölkerung zur Ablehnung zu
empfehlen. Eine linke Minderheit Rechsteiner (sp, SG) beantragte, die Initiative zur
Annahme zu empfehlen. Die Gegnerinnen und Gegner machten geltend, das
Volksbegehren stehe vor dem Hintergrund der angespannten Situation der AHV, der
anstehenden Rentenreform und der aktuell schwierigen Wirtschaftslage „quer in der
Landschaft". Bereits eine langfristige Sicherung der AHV auf dem aktuellen Niveau sei
eine Herausforderung. Eine Erhöhung aller Renten um zehn Prozent würde jährlich fünf
bis sechs Milliarden Franken kosten, so die Kommissionssprecherin. Diese zusätzlichen
finanziellen Mittel könnten nicht innerhalb nützlicher Frist beschafft werden, müsste
doch die Rentenerhöhung gemäss dem Initiativtext spätestens ab dem zweiten
Kalenderjahr nach Annahme der Initiative vorgenommen werden. Die Mehrausgaben
würden bei der AHV zudem zu einem strukturellen Umlagedefizit führen, was die
aktuellen und zukünftigen Erwerbstätigen belaste und den Generationenvertrag weiter
strapaziere. Nicht zuletzt würden die finanzschwächsten Rentnerinnen und Rentner gar
nicht von einer Erhöhung der AHV-Renten profitieren, da diese bei ihnen
vollumfänglich durch eine entsprechende Senkung der Ergänzungsleistungen
kompensiert werden würde. Wohlhabenderen Rentnern und Rentnerinnen, die
grundsätzlich gar nicht auf eine Rente der ersten Säule angewiesen wären, würde die
Volksinitiative dagegen zu einer Einkommenserhöhung verhelfen. Sprecherinnen und
Sprecher der sozialdemokratischen Fraktion machten sich für das Volksbegehren stark.
Minderheitssprecher Rechsteiner erklärte, seit der Einführung des Mischindex' zur
Berechnung der AHV-Renten im Jahr 1980 habe sich aufgrund des Effekts der
sogenannten kalten Degression ein Rückstand der Renten auf die Löhne von zehn
Prozent aufgelaufen. Ziel der Initiative sei es, diese zehn Prozent auszugleichen, um den
verfassungsmässigen Auftrag der AHV, zusammen mit der Pensionskasse eine
angemessene Fortführung des bisherigen Lebensstandards zu garantieren, wieder zu
erfüllen. Dies sei wichtig, weil die AHV für eine Mehrheit der Bevölkerung, und
insbesondere für die Frauen, die wichtigste Säule der Altersvorsorge darstelle.
Aufgrund dieses Verfassungsgrundsatzes könnten auch nicht die Ergänzungsleistungen
anstelle der AHV ausgebaut werden. Das Verhältnis zwischen Rentenverbesserung –
diese würde für Alleinstehende rund 200, für Ehepaare 350 Franken monatlich
betragen – und Erhöhung der Lohnbeiträge sei bei der AHV zudem hervorragend. Eine
Rentenerhöhung sei verkraftbar, denn die Finanzierung der AHV sei aufgrund der
umfassenden Beitragspflicht bei gleichzeitig nach oben begrenzten Renten
aussergewöhnlich solide. Dem Argument, Wohlhabende sollten keine Erhöhung der
AHV-Rente erhalten, weil sie gar nicht auf die erste Säule angewiesen seien, hielt der
SP-Ständerat ein Zitat des Alt-Bundesrates Tschudi entgegen: „Die Reichen brauchen
die AHV nicht, aber die AHV braucht die Reichen." Auf hohe Einkommen würden hohe
Beiträge bezahlt. Weitere Mitglieder der SP betonten, die Ergänzungsleistungen seien
unter Druck geraten, weshalb es die AHV zu stärken gelte. Diese sei als Mittel zur
Existenzsicherung gegenüber den nur auf Antrag ausbezahlten EL ohnehin vorzuziehen.
Bezüglich der Finanzierung wurde angemerkt, auch die Initiative „gegen die
Heiratsstrafe" der CVP würde zu einer Erhöhung des Rentenvolumens führen, die
Mittepartei könne die Initiative also eigentlich nicht mit dem Argument der
Finanzierbarkeit bekämpfen. Schliesslich, führten die Befürworter aus, sei die Initiative
nicht als Opposition gegen das Projekt Altersvorsorge 2020 zu verstehen, wie
bürgerliche Politiker dies darstellten. Vielmehr stehe sie komplementär zur
Rentenreform. Man hätte sich deshalb eine Behandlung in derselben Session
gewünscht, wozu es jedoch aufgrund strategischer Überlegungen der bürgerlichen
Kommissionsmehrheit nicht gekommen sei. In der Schlussabstimmung erklärte die
kleine Kammer die Volksinitiative stillschweigend für gültig;  der Minderheitsantrag
Rechsteiner unterlag gegen die ablehnende Kommissionsmehrheit mit 33 gegen 11
Stimmen bei einer Enthaltung. 5
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In der Herbstsession 2015 stand die Debatte zur Reform der Altersvorsorge 2020 als
wichtigstes Traktandum im Sessionsprogramm des Ständerates. Die kleine Kammer
hatte über 15 Bundesgesetze zur Reform der Altersvorsorge (Entwurf 1) sowie über den
Bundesbeschluss über die Zusatzfinanzierung der AHV durch eine Erhöhung der
Mehrwertsteuer (Entwurf 2; Verfassungsebene) zu bestimmen. Die SGK-SR hatte
zahlreiche Änderungen gegenüber dem Entwurf des Bundesrates vorgenommen und
brachte 13 Minderheitsanträge ins Plenum. Die Debatte zog sich über drei Tage.

Die Eintretensdebatte behandelte beide Entwürfe gemeinsam. Da Eintreten
vollkommen unbestritten war, diente dieser Teil der Debatte den Angehörigen der
kleinen Kammer und dem Sozialminister dazu, ausführlich ihre Haltung für die
anschliessend stattfindende Detailberatung darzulegen. Die Sprechenden betonten
unisono die hohe Wichtigkeit und auch Dringlichkeit der anstehenden Reform. Vor dem
Hintergrund, dass die AHV das wichtigste Sozialwerk der Schweiz ist und die Vorlage
Millionen Menschen im Land betreffen wird, wurde die Reform als die wichtigste seit
Jahren bezeichnet, ja als Garantie zur Erhaltung des Generationenfriedens. Obwohl
periodische Anpassungen bei der Altersvorsorge notwendig seien, war seit 20 Jahren
keine AHV-Reformvorlage mehr erfolgreich. Entsprechend riefen die
Kantonsvertreterinnen und -vertreter dazu auf, verantwortungsvoll zu handeln, die
ideologischen Schützengräben zu verlassen und ein Scheitern der komplexen Vorlage an
der Urne zu verhindern.

Auch die Kommissionssprecherin Maury-Pasquier (sp, GE) und der
Kommissionssprecher Schwaller (cvp, FR) betonten die Wichtigkeit der Vorlage
aufgrund des demografischen Wandels. Obwohl die Kommission zahlreiche Änderungen
gegenüber dem Entwurf des Bundesrates vorgenommen hatte, bleibe das Ziel
identisch: Eine Stabilisierung der Altersvorsorge bis ins Jahr 2030. In der
Kommissionsdebatte seien die Gemeinsamkeiten grösser gewesen als die Differenzen
und der Entscheid für ein finanziell ausgeglichenes Gesamtpaket war einstimmig
gefallen.

Die sozialdemokratische Fraktion im Rat erklärte, die Revision müsse in ihrer
Gesamtheit auf die Bedürfnisse der Personen mit tiefem und mittlerem Einkommen
abgestimmt sein, um an der Urne zu bestehen. Für diese Bevölkerungsgruppen seien
die erste und zweite Säule von hoher Wichtigkeit. Während beide Entwürfe, jener des
Bundesrats und jener der Kommission, das Ziel eines ausgeglichenen Stands des AHV-
Fonds im Jahr 2030 erreichten, schwäche der Vorschlag des Bundesrates die AHV,
während jener der SGK-SR sie stärke. Dies komme insbesondere Personen mit tiefem
Einkommen zugute. Als einzige Verschlechterung bei der AHV sei im
Kommissionsentwurf die Erhöhung des Rentenalters der Frauen übrig geblieben. Die
Erhöhung der AHV für Ehepaare und für alle neu Pensionierten bezeichneten die SP-
Abgeordneten als Herzstück der Vorlage. Die fixe Erhöhung stärke dabei die soziale
Komponente der AHV, und eine Ansiedlung der Kompensationsmassnahmen in der AHV
statt in der beruflichen Vorsorge sei kostengünstiger. Eine Erhöhung der AHV-Renten
sei schon alleine deshalb notwendig, weil die Renten in den letzten 35 Jahren
gegenüber der Lohnentwicklung in Rückstand geraten seien, so die Genossen.
Insgesamt sei die Vorlage solide, da Einnahmen und Ausgaben übereinstimmen, und sie
sei transparent und verständlich und somit mehrheitsfähig.

Einen ganz anderen Standpunkt vertraten wenig überraschenderweise die
Sprecherinnen und Sprecher der FDP-Liberalen Fraktion. Nachdem sie diverse Vorteile
der Vorlage herausgestrichen hatten, erläuterten sie die Gründe für ihre Ablehnung
eines AHV-Ausbaus. Dieser funktioniere nach dem Giesskannenprinzip, was angesichts
der starken Bevölkerungsalterung nicht finanzierbar sei. Anstatt wie ursprünglich
vorgesehen die AHV zu stabilisieren, werde sie durch diesen Ausbau destabilisiert. Das
Ausbauvorhaben sei dem Umstand geschuldet, dass man mit der Vorlage implizit zwei
hängigen Volksinitiativen – „AHV plus" der SP und „Gegen die Heiratsstrafe" der CVP –
habe entgegenkommen wollen. Der fixe Ausbau um CHF 70 stehe bei einer
Sanierungsvorlage quer in der Landschaft, eine „Heiratsstrafe", die es zu kompensieren
gälte, existiere summa summarum gar nicht. Nicht zuletzt wäre eine Erhöhung
ausschliesslich der Neurenten ohnehin ungerecht. In klassisch-liberaler Manier wurde
auch angemerkt, eine Erhöhung der Lohnbeiträge würde die Wettbewerbsfähigkeit der
Schweizer Wirtschaft schwächen. Ganz grundsätzlich, so die Ausführungen, sollten die
erste und die zweite Säule nicht vermischt werden und Kompensationen für Kürzungen
grundsätzlich in der selben Säule vorgenommen werden.

Auf Seiten der kleinen Mitteparteien zeigte sich Uneinigkeit: Während Verena Diener
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Lenz (glp, ZH) sich insgesamt mit der Vorlage zufrieden zeigte, kritisierte Werner
Luginbühl (bdp, BE) insbesondere den Verzicht der Kommission auf einen
Interventionsmechanismus. Beide Räte hätten einem solchen mehrmals zugestimmt.
Insgesamt sei die Vorlage zu wenig nachhaltig und um eine Erhöhung des Rentenalters
führe letztlich kein Weg herum.

Die Sprecher der SVP-Fraktion betonten, die Reform müsse zwar referendumsfest sein,
man könne dem Volk jedoch keinen Sand in die Augen streuen. Für Spezialwünsche sei
in der Vorlage kein Platz. Zwar sei der Entwurf der Kommission gegenüber jenem des
Bundesrats bereits schlanker, jedoch gefährde der vorgesehene Ausbau der AHV deren
Stabilität und sei darüber hinaus nicht notwendig, da die anderen vorgesehenen
Massnahmen die durch die Senkung des BVG-Umwandlungssatzes verursachten
Rentenkürzungen kompensieren würden. Entsprechend sei auch eine Erhöhung der
Lohnbeiträge, welche aufgrund der aktuellen Wirtschaftslage ohnehin nicht vertretbar
sei, nicht vonnöten, so die Volkspartei. Die Sprecher befürworteten zudem die
Angleichung des Rentenalters von Mann und Frau. Diese sei gemäss neuen Umfragen in
der Bevölkerung akzeptiert.

Die CVP-EVP-Fraktion schliesslich, grösste Fraktion im Ständerat, hatte am
Kommissionsentwurf in entscheidender Position mitgearbeitet und erklärte sich mit
dem Ergebnis sehr zufrieden. Da das Konzept ausgewogen sei, könne es auch an der
Urne akzeptiert werden. Die Sozialeinrichtungen würden mit dem vorliegenden Entwurf
stabilisiert und die Renten gesichert. Damit entstehe für die Arbeitgeber auch wichtige
Planungssicherheit. Insgesamt, so die Sprecher, sei der Vorschlag der Kommission
zudem um CHF 250 Mio. günstiger als jener des Bundesrats.

Am Ende der Eintretensdebatte führte Bundesrat Berset in einem langen Plädoyer noch
einmal die aktuelle Problemlage, die Eckwerte und Ziele der Reform, die Unterschiede
zwischen dem Entwurf des Bundesrates und jenem der Kommission, sowie die Haltung
des Bundesrates gegenüber dem Vorschlag der Kommission aus. Es handle sich hier
tatsächlich um eine Reform des Bundesrates, und nicht um eine „Reform Berset", wie
in den Medien oft dargestellt, beantwortete der Innenminister eine Frage, die zuvor
gestellt worden war. Der Gesamtbundesrat habe sich seit dem Jahr 2012 intensiv mit
der Materie beschäftigt. In den wichtigsten Punkten, so der Sozialminister, sei die
vorberatende Kommission nun auch dem Entwurf des Bundesrates gefolgt. Diese seien
insbesondere die Behandlung der ersten und zweiten Säule in einer einzigen Vorlage
und der Erhalt des Rentenniveaus. Die wichtigsten Unterschiede sah er bei der
Kompensation durch eine Erhöhung der AHV und bei der Anhebung der
Mehrwertsteuer bloss um einen statt 1,5 Prozentpunkte. Während er sich mit dem
ersten Punkt anfreunden könne, führte Berset aus, wäre eine stärkere Erhöhung der
Mehrwertsteuer bei gleichzeitiger Senkung des Bundesbeitrags an die AHV aus Sicht des
Bundesrates erstrebenswerter. Insgesamt drückte Berset jedoch seine Zufriedenheit
mit der Arbeit der Kommission und der Haltung des Rates aus, wonach es nicht nur zu
„versuchen" gelte, die Altersvorsorge zu reformieren, sondern dies auch tatsächlich
gelingen müsse. In diesem Sinne empfahl der Bundesrat Eintreten, und der Ständerat
folgte ohne Gegenantrag.

Nachdem Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen worden war, begann noch am
selben Tag die Detailberatung. Zuerst wurde Entwurf 1 behandelt, der die 15
Bundesgesetze zur Reform der Altersvorsorge enthält. Erster Diskussionspunkt war die
Angleichung des Rentenalters für Männer und Frauen. Der Rat beschloss gegen eine
Minderheit Rechsteiner Paul (sp, SG), die das Rentenalter der Frauen bei 64 Jahren
belassen wollte, die Rentenalter auf 65 anzugleichen, den Angleichungsprozess direkt
bei Inkrafttreten der Reform zu beginnen und diesen auf drei Jahre zu beschränken.
Der Entscheid fiel mit 37 zu 8 Stimmen. Damit hatte auch ein Teil der SP-Fraktion die
Erhöhung des Frauenrentenalters als Kompromiss mitgetragen. Gegen eine weitere
Minderheit Rechsteiner, die den Umwandlungssatz im obligatorischen Teil der zweiten
Säule hatte bei 6,8 Prozent belassen wollen, beschloss die kleine Kammer, den Satz auf
6 Prozent zu senken. 37 Ratsmitglieder sprachen sich für die Senkung aus, 7 dagegen. In
der Frage des Koordinationsabzuges folge der Rat seiner Kommission einstimmig und
ohne Enthaltungen. 

Am 15. September 2015, so die späteren Pressereaktionen, setzte sich im Ständerat eine
Mitte-Links-Allianz durch. SVP und FDP hofften nun auf den Nationalrat für eine
Korrektur, hiess es. Als erstes Traktandum fällte die kleine Kammer nämlich einen
Grundsatzentscheid und beschloss die von ihrer Kommission vorgesehene Erhöhung
der AHV-Neurenten – einerseits eine lineare Erhöhung um CHF 70, andererseits die
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Erhöhung der Ehepaarrenten von 150 auf 155 Prozent einer Maximalrente. Der
Entscheid fiel mit 21 zu 17 Stimmen bei einer Enthaltung gegen den Willen einer rechts-
bürgerlichen Minderheit Gutzwiller (fdp, ZH), die die Erhöhung hatte streichen wollen.
Eine sozialdemokratische Minderheit Rechsteiner Paul (sp, SG), die eine Erhöhung für
alle Renten statt nur der Neurenten gefordert hatte, wurde dagegen zurückgezogen. In
der weiteren Debatte folgte der Rat diskussionslos seiner Kommissionsmehrheit darin,
die Lohnbeiträge für die AHV um 0,3 Punkte anzuheben, welche je hälftig auf
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu verteilen sind. Eine Minderheit Rechsteiner hatte
eine Anhebung um 0,5 Punkte gefordert, eine Minderheit Gutzwiller wehrte sich gegen
eine Anhebung der Lohnbeiträge.

Entsprechend dem Antrag seiner Kommissionsmehrheit beschloss der Rat, die AHV-
Beitragssätze für Angestellte und Selbstständigerwerbende zwar anzunähern, jedoch
nicht ganz zu vereinheitlichen. Er blieb auch bei der sinkenden AHV-Beitragsskala für
Selbstständige mit kleinem Einkommen. Eine Minderheit Rechsteiner hatte die
sinkende Skala abschaffen wollen, eine Minderheit Gutzwiller wollte dem Vorschlag des
Bundesrates folgen. Eine weitere Differenz zum Bundesratsentwurf entstand, indem
der Ständerat mit 25 zu 11 Stimmen bei 5 Enthaltungen seiner Kommissionsmehrheit
folgte und jegliche Änderungen bei den Witwen- und Witwerrenten sowie den
Waisenrenten strich. Die Kommissionssprecherin erklärte, nach ausführlicher
Diskussion habe die Kommission die Änderungen als verfrüht klassiert. Weiter strich die
kleine Kammer auf Antrag ihrer Kommission und gegen eine sozialdemokratische
Minderheit Bruderer (sp, AG) mit 25 zu 15 Stimmen bei einer Enthaltung die vom
Bundesrat vorgesehene Flexibilisierung des Altersrücktritts für Personen, welche
bereits früh in die AHV einbezahlt und insgesamt ein tiefes Einkommen erzielt haben.
Gemäss aktueller Rechtslage fliessen vor dem 21. Altersjahr bezahlte AHV-Beiträge nicht
in die Rentenberechnung ein; die Flexibilisierung wäre gemäss der
Minderheitssprecherin mehrheitlich Frauen zugute gekommen. Auch in der Frage der
Höhe der Bundesbeiträge zur AHV folgte der Ständerat seiner Kommission und beliess
diese einstimmig auf der ursprünglichen Höhe, während der Bundesrat eine Senkung
vorgesehen hatte. Ebenfalls einstimmig verzichtete der Rat auf die Einführung eines
zweistufigen Interventionsmechanismus in der AHV mit automatischen
Stabilisierungsmassnahmen. Er erhöhte aber den Schwellenwert für die Verpflichtung
zu nicht-automatischen politischen Massnahmen von einem Stand des AHV-Fonds bei
70% einer Jahresausgabe auf 80% einer Jahresausgabe. Die Übergangsbestimmungen
für die Anhebung des Referenzalters der Frauen beschloss die kleine Kammer gemäss
Antrag ihrer Kommission mit 26 zu 11 Stimmen bei drei Enthaltungen, womit der
Übergang innerhalb von drei Jahren vollzogen wird.

Nachdem die Gesetzesänderungen zur Reform der AHV beraten waren, wandte sich der
Ständerat der Reform der beruflichen Vorsorge zu. Er führte auf Antrag seiner
Kommission einen neuen Artikel ein, welcher es Personen, die nach ihrem 58. Altersjahr
arbeitslos werden, ermöglicht, ihre Einzahlungen in die zweite Säule fortzuführen. Die
weitere Beratung verlief unkontrovers, mit Ausnahme einer Bestimmung über die
Evaluation der beruflichen Vorsorge, bei der die kleine Kammer vom Bundesrat
vorgesehene Kompetenzen für das Bundesamt für Statistik wieder strich. Argumentiert
wurde mit Doppelspurigkeiten und zusätzlichen Kosten. Die Sitzung schloss am Mittag
und wurde am Morgen des Folgetages wieder aufgenommen. Zu reden gab dabei
insbesondere noch die „Legal Quote", jenen Anteil der Erträge in der beruflichen
Vorsorge, den ein Lebensversicherer seinen Versicherten mindestens auszahlen muss.
Nach geltendem Recht beträgt die Quote 90% und die Kommissionsmehrheit
beantragte, daran festzuhalten. Der Bundesrat hatte eine Anhebung auf 92%
vorgesehen, und eine Minderheit Egerszegi (fdp, AG) beantragte, dem Bundesrat zu
folgen. Der Rat entschied mit 28 zu 15 Stimmen gemäss dem Antrag seiner Kommission.

Damit war die Beratung der Bundesgesetze im Ständerat abgeschlossen und es blieb die
Verfassungsbestimmung zur Anpassung des Mehrwertsteuersatzes. Eintreten war
obligatorisch. Gemäss Vorschlag des Bundesrates sollte die Mehrwertsteuer gestaffelt
um 1,5 Punkte angehoben werden. Die Kommissionsmehrheit beantragte eine ebenfalls
gestaffelte Erhöhung um bloss einen Prozentpunkt. Der erste Erhöhungsschritt soll
dabei mit dem Ende der Zusatzfinanzierung der Invalidenversicherung über die
Mehrwertsteuer zusammenfallen, womit der Satz faktisch gleich bleibt. Ein zweiter
Erhöhungsschritt soll dann im Jahr 2021 zusammen mit der Angleichung des
Referenzalters von Mann und Frau vollzogen werden. Eine Minderheit Gutzwiller (fdp,
ZH) verlangte eine Erhöhung um nur insgesamt 0,9 Prozentpunkte, eine Minderheit
Stöckli (sp, BE) eine Anhebung um 1,5 Prozentpunkte. Letztere wurde im Laufe der
Debatte zurückgezogen. Der Antrag der Kommissionsmehrheit obsiegte schliesslich
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gegenüber jenem der Minderheit Gutzwiller mit 27 zu 17 Stimmen ohne Enthaltung.
Anschliessend bevorzugten die Kantonsvertreterinnen und Kantonsvertreter den Antrag
ihrer Kommissionsmehrheit gegenüber jenem des Bundesrates mit 42 zu einer Stimme
bei einer Enthaltung.

In der Gesamtabstimmung sprachen sich 29 Ständeratsmitglieder für die Annahme des
Entwurfes aus, fünf dagegen, bei 10 Enthaltungen. Das Resultat bestätigte den Eindruck,
dass sich Mitte-links im Rat durchgesetzt hatte: Während sämtliche Vertreterinnen und
Vertreter von CVP, SP, GP und GLP für die Vorlage stimmten, kamen aus der FDP bloss
zwei Ja-Stimmen, aus der SVP gar keine. Die Enthaltungen verteilten sich gleichmässig
auf die FDP-Liberale- und die SVP-Fraktion sowie den BDP-Vertreter. 6

Im Juli 2016 entschied der Bundesrat auf Empfehlung der AHV/IV-Kommission, die
AHV- und IV-Renten fürs Jahr 2017 – zum ersten Mal überhaupt seit Einführung der
AHV 1948 – nicht zu erhöhen. Die Erhöhungen seien abhängig von der Lohn- und
Preisentwicklung; dieses Jahr würden die negative Teuerung sowie die schwache
Lohnentwicklung folglich keine Erhöhung rechtfertigen, erklärte der Bundesrat. Rein
rechnerisch wäre gemäss Stéphane Rossini, Präsident der Kommission, auch eine
Senkung der Renten möglich gewesen, eine solche sei aber nie zur Debatte gestanden.
SGB-Präsident Paul Rechsteiner (sp, SG) verwies darauf, dass bei diesem Entscheid die
Krankenkassenprämien nicht berücksichtigt würden, die durchschnittlich wieder um 5
Prozent stiegen. Aus diesem Grund sei ein Ja zur AHVplus-Initiative, über die im
September abgestimmt wird, nötig; die Rentenentwicklung hinke ansonsten der
Lohnentwicklung immer stärker hinterher. 7

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.01.2017
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2021 begann mit der Beratung im Ständerat «endlich» die
Behandlung der AHV 21-Reform – endlich weil die Dauer der Vorbereitung durch die
SGK-SR zuvor medial stark kritisiert worden war. Kommissionssprecher Erich Ettlin
(mitte, OW) stellte in seiner Rede insbesondere die demografischen Herausforderungen
für die AHV in den Mittelpunkt und fasste ihre Situation in Zahlen zusammen: Dank der
STAF habe das kumulierte Umlagedefizit des AHV-Ausgleichsfonds für die Jahre 2022
bis 2030 von CHF 39 Mrd. auf CHF 19 Mrd. reduziert werden können, für eine 100-
prozentige Deckung des Ausgleichsfonds im Jahr 2030 liege der Finanzierungsbedarf
entsprechend «nur» noch bei CHF 26 Mrd. (ohne STAF: 53 Mrd.). Dieser
Finanzierungsbedarf solle durch die Erhöhung des Frauenrentenalters auf 65 Jahre und
die Erhöhung der Mehrwertsteuer um 0.7 Prozentpunkte gedeckt werden. Gleichzeitig
seien auch Ausgleichsmassnahmen für Übergangsjahrgänge der Frauen sowie
Massnahmen für eine Flexibilisierung des Rentenbezugs zwischen 62 und 70 Jahren
vorgesehen. Dennoch sei damit für Mitte der 2020er Jahre eine erneute Revision
vonnöten, welche die Finanzierung der AHV über das Jahr 2030 hinaus sichern soll. 
Eintreten war unbestritten und auch die erste Änderung, die auf der Fahne mit Abstand
am meisten Platz einnahm, die Ersetzung des Begriffs «Rentenalter» durch
«Referenzalter» in sämtlichen betroffenen Gesetzestexten, nahm der Ständerat
stillschweigend an. 
Eine «zentrale Bestimmung der Vorlage» (Ettlin) stellte die Erhöhung des
Referenzalters der Frauen auf 65 Jahre dar, wie sie auch die Kommissionsmehrheit
befürwortete. Eine Minderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) beantragte hingegen die
Streichung der Erhöhung. Die Minderheitensprecherin wies auf die ungemein
schlechtere Situation der Frauen bei den Renten verglichen mit den Männern hin:
Frauen erhielten etwa ein Drittel weniger Altersrenten als Männer; die Hälfte der 2018
pensionierten Frauen erhielt eine AHV-Altersrente unter CHF 1'754 pro Monat; fast ein
Drittel der aktuell pensionierten Frauen erhalte kein Geld aus der Pensionskasse; die
Pensionskassenrenten der Frauen seien überdies durchschnittlich nur halb so gross wie
diejenigen der Männer; insgesamt müssten doppelt so viele Frauen wie Männer
Ergänzungsleistungen beziehen. «Tous les indicateurs financiers et les inégalités entre
les femmes et les hommes nous permettent d'affirmer que l'âge de la retraite ne doit
pas être relevé tant que les conditions nécessaires à assurer une pension décente aux
femmes ne sont pas remplies», argumentierte Marina Carobbio Guscetti. Mit den von
der Kommissionsmehrheit zusätzlich gekürzten Ausgleichsmassnahmen erwarteten die
Frauen der Übergangsjahrgänge damit reale Rentenkürzungen. Da die
Rentenaltererhöhung der Frauen bereits zweimal in Volksabstimmungen abgelehnt
worden sei, solle nicht auch die aktuelle Revision durch Aufnahme dieser Massnahme
gefährdet werden. Kommissionssprecher Ettlin verwies bezüglich Bekämpfung der
Lohnungleichheit darauf, dass diese nicht im AHVG, «sondern anders zu lösen sei»,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.03.2021
ANJA HEIDELBERGER
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allenfalls im BVG. In der AHV bestehe «kein Problem in der Rentenhöhe», insbesondere
im Hinblick auf die längere Lebensdauer der Frauen, auf die Witwenrenten, auf das
Splitting oder die Erziehungsgutschriften. Gesundheitsminister Berset verwies darauf,
dass diese Erhöhung – auch wenn man gute Gründe dafür habe – für die Frauen
dennoch «une année de travail et de cotisations en plus et une année de rente en
moins» darstelle. Dies müsse man mit entsprechend grosszügigen
Ausgleichsmassnahmen berücksichtigen. Mit 30 zu 12 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
sprach sich der Ständerat in der Folge für die Erhöhung des Referenzalters der Frauen
aus. 
Die meisten Sprechenden waren sich einig, dass die Ausgleichsmassnahmen für die
Frauen den Knackpunkt der Reform darstellen, entsprechend umfangreich war die
Anzahl der hier eingebrachten Anträge. Diese liessen sich gemäss Kommissionssprecher
Ettlin in drei Kategorien aufteilen: Das Bundesratsmodell, das Trapezmodell und das
Modell Müller. 
Das Bundesratsmodell sah zwei verschiedene Elemente vor, zwischen denen sich die
betroffenen Frauen entscheiden müssten. Einerseits sollten die Renten der Frauen aus
den Übergangsjahrgängen durch eine alternative Rentenformel lebenslang erhöht
werden. Minimal- und Maximalrente würden dabei gleich bleiben, aber die Renten
dazwischen würden erhöht – am meisten würden Frauen mit einem Jahreseinkommen
von ca. CHF 43'000 profitieren (CHF 163), der durchschnittliche Zuschlag käme bei CHF
76 zu liegen. 54 Prozent aller Frauen in den Übergangsjahrgängen erhielten dadurch
höhere Renten. Andererseits sollten sich die betroffenen Frauen aber auch für eine
Frühpensionierung entscheiden können, wobei ihre Renten weniger stark gekürzt
würden als normalerweise. Bis zu einem Einkommen von ca. CHF 57'000 pro Jahr sollte
die Rente bei einer Frühpensionierung von einem Jahr gar nicht gekürzt werden. Dieses
Modell verfolgten neben dem Bundesrat auch die Kommissionsmehrheit sowie die
Minderheit I Stöckli und die Minderheit II Graf (gp, BL), wobei die Kommissionsmehrheit
deutlich tiefere Ausgaben plante und weniger Jahrgänge teilhaben lassen wollte (max.
CHF 440 Mio., 6 Jahrgänge) als der Bundesrat (max. CHF 700 Mio., 9 Jahrgänge) oder
gar die beiden Minderheiten (max. CHF 1.4 Mrd., 9 Jahrgänge respektive max. CHF 2.6
Mrd., 14 Jahrgänge). Als Vorteil dieses Modells nannte Bundesrat Berset insbesondere
die Kombination der zwei Elemente «Rentenerhöhung» und «Vorbezug». Als Nachteil
führte Peter Hegglin (cvp, ZG) als Anhänger des Trapezmodells auf, dass die
Rentenformel sehr kompliziert sei und dass die Mindestrenten nicht angepasst würden
und somit gerade diejenigen Personen, die eine Verbesserung am stärksten nötig
hätten, nicht profitieren könnten. Andererseits erhielten Personen, die bereits die
Maximalrenten beziehen, ebenfalls keine höheren Renten. 
Alternativ wurde in der SGK-SR das sogenannte Trapezmodell diskutiert, das statt einer
Anpassung der Rentenformel einen Rentenzuschlag vorsah. Dabei erhielt das Modell
seinen Namen aus der anfänglich progressiven Erhöhung des Rentenzuschlags und der
zum Schluss degressiven Senkung des Zuschlags. Damit sollte der Tatsache Rechnung
getragen werden, dass das Rentenalter in vier Jahresschritten à je drei Monaten erhöht
würde. Die Frauen des ersten Jahrgangs würden somit «nur» drei Monate später
pensioniert als bisher und sollten entsprechend nicht in den Genuss eines vollen
Rentenzuschlags kommen. Damit weise das Modell weniger und schwächere
Schwelleneffekte auf als das Bundesratsmodell, wurde argumentiert. Zudem erhielten
alle Betroffenen dieselben Zuschläge, auch Personen mit niedrigen Einkommen
könnten folglich von einem Rentenzuschlag profitieren – umgekehrt hingegen auch
Personen, welche bereits die Maximalrente erzielten. Dieses Modell verfolgten die
Minderheiten III Hegglin, IV Stöckli und V Graf, wobei sie die Rentenzuschläge einer
unterschiedlichen Anzahl Jahrgänge zukommen lassen wollten, unterschiedliche
Abstufungen vorsahen und wiederum unterschiedliche Höchstausgaben planten
(Hegglin: max. CHF 430 Mio., 9 Jahrgänge; Stöckli: max. CHF 700 Mio., 9 Jahrgänge;
Graf: max. CHF 2.6 Mrd., 14 Jahrgänge). Vorteile bei einer frühzeitigen Pensionierung
waren in diesem Modell nicht vorgesehen.
Eine Minderheit VI Müller (fdp, LU) sah ebenfalls einen Zuschlag ausserhalb der
Rentenformel vor, wollte diesen aber nach Einkommenshöhe abstufen. So sollten
Frauen mit tiefen Einkommen (Einkommen bis zu der vierfachen minimalen Altersrente)
zusätzlich CHF 150 erhalten, Frauen mit hohen Einkommen (über derselben Schwelle)
CHF 50. Hingegen sollte es keine Abstufungen nach Jahrgängen geben. Wie beim
Bundesratsmodell sollten sich die Frauen jedoch auch beim Modell Müller zwischen
einer höheren Rente oder einem gekürzten Abzug beim Rentenvorbezug entscheiden
können. Als Nachteil des Modells nannte Kommissionssprecher Ettlin die
Schwelleneffekte, hingegen profitierten diejenigen Frauen am meisten, welche die Hilfe
am nötigsten hätten. Das Modell sah Ausgaben in der Höhe von maximal CHF 600 Mio.
und eine Berücksichtigung von 6 Jahrgängen vor. 
In den dazugehörigen Abstimmungen setzte sich das Modell der Kommissionsmehrheit
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zuerst gegen alle anderen Bundesratsmodelle durch. Anschliessend entschied sich der
Rat bei den Trapezmodellen für das sparsamste Modell der Minderheit III Hegglin,
welches sich in der Folge auch gegen das Modell Müller und gegen dasjenige der
Kommissionsmehrheit durchsetzte (19 zu 12 Stimmen bei 13 Enthaltungen). Damit sah
der Ständerat in der Hauptstreitfrage einen zuerst progressiv ansteigenden und
anschliessend degressiv absteigenden Zuschlag für 9 Jahrgänge mit Ausgaben von CHF
430 Mio. im teuersten Jahr vor. 

Umstritten war auch das Thema Flexibilisierung des Rentenantritts, das sich aus dem
vieldiskutierten Rentenvorbezug und dem mehrheitlich unbeachteten Rentenaufschub
zusammensetzt. Ein Rentenvorbezug war bisher für Frauen ab einem Alter von 62
Jahren und für Männer ab 63 Jahren möglich, für die Zukunft sah der Bundesrat einen
Vorbezug für alle ab 62 Jahren vor. Da zudem der Kürzungssatz für einen Vorbezug seit
langer Zeit nicht mehr angepasst worden war, lag dieser in der Zwischenzeit viel zu
hoch. Entsprechend sollte der Bundesrat diesen zukünftig alle zehn Jahre den
versicherungsmathematischen Begebenheiten anpassen. Dabei soll der Kürzungssatz
jeweils so ausgestaltet werden, dass Personen, die ihre Renten vorbeziehen, diesen
Vorbezug durch die Kürzung ihrer Renten selbst finanzieren. Vorbezug – sowie
Aufschub der Rente – sollten damit mittelfristig kostenneutral sein. Dennoch
beantragte die Kommissionsmehrheit, den Vorbezug erst ab 63 Jahren möglich zu
machen. Man wolle den Vorbezug nicht zusätzlich fördern, zumal er durch die
Anpassung des Kürzungssatzes bereits finanziell bessergestellt werde und bereits heute
vor allem von Personen mit höheren Renten genutzt würde. Deshalb schlug die
Kommissionsmehrheit vor, dass der Kürzungssatz für Personen mit tieferen Einkommen
(bis zu einer vierfachen Minimalrente) um 40 Prozent reduziert werden soll. Marina
Carobbio Guscetti wehrte sich gegen den Antrag der Mehrheit, den Rentenvorbezug
erst ab 63 Jahren zu ermöglichen. Die Flexibilisierung zwischen dem 62. und dem 70.
Lebensjahr entspreche der Realität, zudem solle man die Situation für die Frauen nicht
noch weiter verschlechtern und diese nicht doppelt bestrafen. Gesundheitsminister
Berset kritisierte, dass der Vorbezug ab 62 Jahren einer der einzigen Punkte gewesen
sei, der in der Altersvorsorge 2020 von allen unterstützt worden sei. Man solle das
aktuelle Projekt entsprechend mit dieser Änderung, die keinen finanziellen Nutzen
bringe, nicht überladen. Mit 23 zu 19 Stimmen erhörte der Ständerat den Bundesrat
jedoch nicht und nahm den Mehrheitsantrag der Kommission an. 
Stillschweigend stimmte der Ständerat dem neuen Passus des Bundesrates zu, wonach
AHV-Beiträge nach Erreichung des Referenzalters zukünftig rentenbildend sein sollen.
Dies habe man in der Altersvorsorge 2020 nicht berücksichtigt, was für viele
Diskussionen gesorgt habe, wie Hans Stöckli betonte. Umstrittener war hingegen der
Freibetrag nach Erreichen des Referenzalters, den der Bundesrat und eine Minderheit
Stöckli wie bisher beim anderthalbfachen Mindestbetrag der Altersrente belassen (CHF
16'800), die Kommissionsmehrheit jedoch auf CHF 24'000 erhöhen wollte. Zwar sei die
Streichung des Freibetrags im Rahmen der Altersvorsorge 2020 stark kritisiert worden,
eine Erhöhung habe jedoch – «ausser Economiesuisse und vielleicht dem
Arbeitgeberverband», wie Paul Rechsteiner (sp, SG) einwand – niemand gefordert,
argumentierte Stöckli. Von einer Erhöhung profitierten denn auch hauptsächlich die
Arbeitgebenden, die dadurch Sozialkosten sparen könnten, kritisierte Stöckli. Erich
Ettlin verteidigte den Kommissionsantrag, indem er betonte, dass dadurch mehr
Anreize für einen Rentenaufschub von Personen geschaffen werden sollten, die bereits
die Maximalrente erhielten. Mit 27 zu 18 Stimmen folgte der Ständerat der
Kommissionsmehrheit und erhöhte den Freibetrag. 

Die übrigen Aspekte waren zwar teilweise ebenfalls umstritten, führten aber zu deutlich
weniger Diskussionen. So hatte der Bundesrat beabsichtigt, den Ehepaarplafond, also
die Summe der Renten für Ehepaare, bei 150 Prozent zu belassen, die SGK-SR schlug
hier jedoch eine Erhöhung auf 155 Prozent vor. Dieses Anliegen der «Mitte» war zuvor
in den Medien ausführlich diskutiert worden. Eine Minderheit Müller beantragte, dem
Bundesrat zu folgen, zumal eine Analyse des Bundesrates gezeigt habe, dass Ehepaare
in der AHV (wegen der Witwen- und Witwerrente oder dem «Beitragsprivileg von nicht
berufstätigen Ehepartnern») sowie allgemein in den Sozialversicherungen noch immer
bevorzugt würden. Zudem sollte der Plafond nur für diejenigen Ehepaare erhöht
werden, die den heutigen Plafond erreichen. Somit würden nur Personen mit mittleren
und höheren Einkommen profitieren, nicht aber Ehepaare mit tiefen Einkommen. Für
die Kommission zog Erich Ettlin einen Vergleich mit Konkubinatspaaren, die 200
Prozent der Rente erhielten, und verwies darauf, dass gerade Personen mit höheren
Einkommen auch «solidarisch in die AHV einbezahlt[en]», zumal die AHV-Rente nach
oben begrenzt sei. Mit 18 zu 13 Stimmen (bei 13 Enthaltungen) folgte der Ständerat
jedoch der Minderheit Müller und lehnte die Erhöhung des Ehepaarplafonds ab.
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Stillschweigend schuf der Ständerat auf Antrag seiner Kommission auch eine
Verpflichtung für den Bundesrat, bis Ende 2026 eine neue AHV-Revision zur
Stabilisierung der AHV für die Jahre 2030 bis 2040 vorzulegen. Umstritten war zum
Abschluss der Debatte der Revision des AHVG auch die Frage, ob die entsprechende
Revision mit dem Bundesbeschluss über die Erhöhung der Mehrwertsteuer verknüpft
werden soll, ob also Erstere nur bei Annahme Letzterer in Kraft treten soll. Gegen den
Willen des Bundesrates hatte die SGK-SR eine solche Verknüpfung geschaffen, eine
Minderheit Stöckli beantragte ihre Streichung. Diese Verknüpfung sei bereits bei der
Altersvorsorge 2020 massiv kritisiert worden und habe damals einen wichtigen
Ablehnungsgrund dargestellt, argumentierte Stöckli. Kommissionssprecher Ettlin
verteidigte die Verknüpfung insofern, als es «keine Leistung gebe, wenn die
Finanzierung nicht gesichert sei». In der Folge gab es einen kurzen Wortwechsel
zwischen Paul Rechsteiner, der darauf hinwies, dass es mit dieser Revision keine
zusätzlichen Leistungen, nur Leistungsabbau gebe, und Erich Ettlin, der auf die Kosten
für die Ausgleichsmassnahmen der Frauen verwies, welche durch die
Mehrwertsteuererhöhung finanziert werden müssten. Mit 30 zu 14 Stimmen folgte der
Ständerat seiner Kommissionsmehrheit. 
Mit 31 zu 13 Stimmen sprach sich der Ständerat in der Folge für den von ihm geänderten
Entwurf der Revision des AHVG aus. Geschlossen lehnten die Mitglieder der SP und der
Grünen den Entwurf ab.

Im Anschluss an die Revision des AHVG beschäftigte sich der Ständerat mit dem
Bundesbeschluss über die Erhöhung der Mehrwertsteuer, zu dem ebenfalls zahlreiche
Minderheitsanträge vorlagen. Die Kommissionsmehrheit hatte die vom Bundesrat
vorgeschlagene Mehrwertsteuererhöhung um 0.7 Prozentpunkte (des Normalsatzes) auf
0.3 Prozentpunkte reduziert, aber eine Möglichkeit für eine einmalige weitere Erhöhung
um 0.4 Prozentpunkte geschaffen, falls der AHV-Ausgleichsfonds 90 Prozent einer
Jahresausgabe unterschreitet. Zudem knüpfte die Kommission die
Mehrwertsteuererhöhung an die Annahme der AHV-Revision. Minderheiten I Carobbio
Guscetti (0.8%) und II Müller (0.3%) sahen weitere Varianten vor. Damian Müller
argumentierte, dass «keine Steuern auf Vorrat» erhoben werden sollten. Dieses
Argument teilte auch Kommissionssprecher Ettlin, der entsprechend das zweistufige
Verfahren der Mehrheit lobte. Bundesrat Berset freute sich darüber, dass niemand die
Zusatzfinanzierung gänzlich infrage stellte, und wies darauf hin, dass in der Tat weniger
Geld benötigt werde, wenn die Ausgleichsmassnahmen tiefer angesetzt würden, als es
der Bundesrat vorgeschlagen hatte: Mit dem bundesrätlichen Projekt hätte der
Deckungsgrad des AHV-Ausgleichsfonds im Jahr 2030 bei 101 Prozent gelegen, mit der
Reduktion der Ausgleichsmassnahmen, wie sie der Ständerat vorgenommen hatte,
würde eine Mehrwertsteuererhöhung um 0.7 Prozentpunkte im Jahr 2030 zu einem
Deckungsgrad von 106 Prozent führen. Mit den Beschlüssen des Ständerats und der
zweistufigen Mehrwertsteuererhöhung käme der Deckungsgrad 2030 bei 89 Prozent zu
liegen, mit dem Vorschlag Müller bei 84 Prozent. Mit dieser Unterfinanzierung des
Ausgleichsfonds würde man die zukünftigen Reformen stark erschweren, zudem
gefährdeten die tiefen Ausgleichszahlungen bereits die aktuelle Reform. Folglich bat
Bundesrat Berset den Rat noch einmal um Zustimmung zum bundesrätlichen Vorschlag
und um ein Rückkommen auf die höheren Ausgleichsmassnahmen im Rahmen des
Differenzbereinigungsverfahrens. Auch hier sprach sich der Ständerat jedoch mit 29 zu
13 Stimmen für die sparsamste Variante aus, nämlich für die Minderheit Müller, welche
die Mehrwertsteuer nur um 0.3 Prozentpunkte erhöhen wollte. 
Einstimmig nahm der Ständerat den Bundesbeschluss in der Gesamtabstimmung an (40
zu 0 Stimmen, 4 Enthaltungen). 8

In der Herbstsession 2021 startete der Ständerat ins Differenzbereinigungsverfahren
der AHV 21-Reform, bei der die beiden Kammern sich in verschiedenen zentralen
Punkten bereits einig waren – etwa bei der Erhöhung des Frauenrentenalters auf 65
Jahre oder der Verknüpfung der Mehrwertsteuererhöhung und der AHV-Reform –, aber
auch noch zahlreiche, auch sehr weitreichende Differenzen bestanden. Erich Ettlin
(mitte, OW) erläuterte als Kommissionssprecher noch einmal den Rahmen der Revision:
Die Erhöhung des Frauenrentenalters auf 65 Jahre soll jährlich CHF 1.4 Mrd. und bis ins
Jahr 2030 CHF 10 Mrd. einbringen. Davon abgezogen werden müssten die
Ausgleichsmassnahmen für besonders betroffene Jahrgänge, über deren Höhe und
Ausgestaltung sich Bundesrat, Nationalrat und Ständerat noch nicht einig waren: Der
Bundesrat hatte Ausgleichsmassnahmen in der Höhe von einem Drittel der
Gesamteinsparungen (CHF 3.3. Mrd.) vorgesehen, der Ständerat in seiner ersten
Beratung Massnahmen über CHF 2.1 Mrd. und der Nationalrat solche von CHF 4.1 Mrd. 

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.09.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Bezüglich der Ausgleichsmassnahmen lagen dem Ständerat zwei neue Modelle vor, ein
Modell der Kommissionsmehrheit sowie dasjenige einer Minderheit Müller (fdp, LU), das
jedoch nicht mit Müllers Modell aus der ersten ständerätlichen Debatte
übereinstimmte. Sowohl die Kommissionsmehrheit als auch die Minderheit wollten
dabei prinzipiell das bisherige Trapezmodell des Ständerates mit dem bisherigen
Nationalratsmodell kombinieren. Ersteres hatte Abstufungen der Rentenzuschläge nach
Jahrgang der Frauen vorgesehen, Letzteres beinhaltete Abstufungen nach
Einkommensgruppen – nun sollten die Rentenzuschläge folglich in beiden Modellen
sowohl nach Jahrgängen als auch nach Einkommen abgestuft werden. Die
Kommissionsmehrheit blieb bei der progressiv-degressiven Ausgestaltung in
Trapezform, wonach die ersten drei und die letzten zwei Jahrgänge nur jeweils einen
Teil des Zuschlags, nicht den vollständigen Zuschlag erhalten sollten. Die Minderheit
Müller sah hingegen nur bei den ersten drei Jahrgängen gekürzte Zuschläge vor. Beide
Modelle wollten jedoch die Rentenzuschläge ausserhalb des AHV-Plafonds gewähren,
womit also auch Frauen, welche bereits ohne Zuschlag die Maximalrente erhielten,
davon profitieren sollten. Die Unterstellung des Zuschlags unter den Plafonds war zuvor
am bundesrätlichen sowie am nationalrätlichen Modell stark kritisiert worden.
Insgesamt zeigte sich die Kommissionsmehrheit bei den Zuschlägen deutlich
grosszügiger als die Minderheit Müller, die sowohl tiefere Grundzuschläge als auch
grössere Reduktionen dieser Zuschläge (nach Jahrgängen und Einkommen) vorsah.
Ähnlich waren sich die beiden Modelle beim Gesamtbetrag, der für die
Ausgleichsmassnahmen eingesetzt werden sollte: Hier hatte man sich in der
Kommission zuvor mit CHF 3.2 Mrd. in etwa auf den Betrag des Bundesrates geeinigt –
man wählte also einen Mittelweg zwischen den CHF 2.1 Mrd. des ersten Vorschlags des
Ständerates und den CHF 4.1 Mrd. des Nationalrats. Hingegen unterschieden sich die
beiden Modelle bezüglich der Anzahl zu berücksichtigender Jahrgänge: Die
Kommissionsmehrheit blieb beim ständerätlichen (und bundesrätlichen) Vorschlag von
neun Jahrgängen, die Minderheit Müller machte einen Schritt auf den Nationalrat zu,
der sechs Jahrgänge begünstigen wollte, und schlug sieben Jahrgänge vor. Neun
Jahrgänge seien nötig, weil sonst «viele tausend Frauen betroffen sind, die keine
Möglichkeit mehr für einen Ausgleich haben», begründete Pirmin Bischof (mitte, SO)
die Position der Kommissionsmehrheit. Damian Müller wies jedoch darauf hin, dass ab
dem achten Jahrgang bereits «der nächste Reformschritt greifen» müsse, welchen die
SGK-NR mit ihrer Motion in die Wege geleitet hatte. 
Besonders umstritten war in der Kommission nun die Frage des Rentenvorbezugs. Der
Bundesrat hatte in seinem ursprünglichen Modell vorgesehen, dass die betroffenen
Jahrgänge entweder zwischen dem Rentenzuschlag oder einem Rentenvorbezug zu
besseren Konditionen wählen können. Die Minderheit Müller wollte bei dieser
Wahlmöglichkeit bleiben und den reduzierten Kürzungssatz bei Rentenvorbezug noch
nach Einkommensgruppen abstufen. Somit sollten Frauen mit geringen Einkommen in
den Übergangsgenerationen ihre Rente ohne oder nur mit geringen Einbussen vorzeitig
beziehen, dabei aber nicht vom Rentenzuschlag profitieren können. Die
Kommissionsmehrheit hingegen sah vor, dass die betroffenen Frauen bei einem
Rentenvorbezug zwar nicht von besseren Konditionen profitieren können sollten – für
sie würden somit bei einem Vorbezug dieselben Konditionen gelten wie für alle anderen
Frauen –, jedoch sollten sie auch bei einem Vorbezug in den Genuss des vollen
Rentenzuschlags kommen. Hier waren sich Kommissionsmehrheit und -minderheit
nicht einig, welches Modell fairer sei. Minderheitensprecher Müller störte sich am
Vorschlag der Kommissionsmehrheit, da die Vorbeziehenden damit «für ihren
Rentenvorbezug mit einer unter dem Strich höheren Rente belohnt werden». Dagegen
wehrte sich Pirmin Bischof und argumentierte, dass rentenvorbeziehende Frauen in
allen Varianten der Mehrheit immer eine tiefere Rente bekämen als Frauen, die bis 65
arbeiteten. Hingegen sehe das Modell Müller, dem Modell des Nationalrats folgend,
geringere Kürzungssätze beim Rentenvorbezug vor als das bundesrätliche Modell. Damit
setze die Minderheit mehr Geld für Personen mit hohen Einkommen ein, da eine
Senkung der Kürzungssätze gemäss Bischof «bei den hohen Einkommen betragsmässig
natürlich am meisten aus[mache]». Zudem verursachten die Rentenvorbeziehenden im
nationalrätlichen Modell ähnlich hohe Kosten an Ausgleichsmassnahmen wie Personen,
die bis ins Alter von 65 Jahren arbeiteten und den Rentenzuschlag wählten – dies sei
mit dem Kampf gegen den Fachkräftemangel nicht zu vereinbaren, erklärte
Kommissionssprecher Ettlin.
Bundesrat Berset zeigte sich in der Folge von beiden Ausgleichsmodellen für die
Übergangsgenerationen nicht begeistert, nannte das Kommissionsmodell jedoch «une
solution équilibrée». Der Gesundheitsminister betonte insbesondere, dass die
Ausgleichsmassnahmen bei der letzten erfolgreichen AHV-Revision 1994 nicht einen
Drittel, sondern ganze 80 Prozent der Einnahmen betragen hätten, und warb in diesem
Sinne für eine möglichst grosszügige Ausgestaltung der Massnahmen, um diese in der
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nötigen Volksabstimmung durchzubringen. In der Folge entschied sich der Ständerat
mit 27 zu 15 Stimmen für das Modell der Kommissionsmehrheit. 

Bezüglich der Mehrwertsteuererhöhung beantragte die Kommission, dem Nationalrat
bei einer Erhöhung um 0.4 Prozentpunkte (beim Normalsatz sowie um je 0.1
Prozentpunkte beim reduzierten Satz und beim Sondersatz) zu folgen – der Ständerat
hatte sich in seiner ersten Behandlung für eine Erhöhung um 0.3 Prozentpunkte (und je
0.1 Prozentpunkte) ausgesprochen, der Bundesrat hatte für eine Erhöhung um 0.7
Prozentpunkte plädiert. Die von der Kommission vorgeschlagene Erhöhung würde der
AHV CHF 1.37 Mrd. pro Jahr einbringen, bei 0.3 Prozentpunkten wären es CHF 1.03 Mrd.
Zudem lag dem Ständerat bei seiner Beratung ein Einzelantrag Noser (fdp, ZH) vor.
Noser schlug eine Erhöhung um 0.3 Prozentpunkte vor, zumal er es als schwierig
erachtete, den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern eine verglichen mit der
Altersvorsorge 2020 stärkere Erhöhung der Mehrwertsteuer bei einer ansonsten
kleineren Revision zu erklären. Zudem sei es sinnvoll, diese Differenz zum Nationalrat
offen zu halten, um weiterhin eine Diskussion dazu zu ermöglichen. Erich Ettlin
präsentierte diesbezüglich den voraussichtlichen Stand des AHV-Fonds im Jahr 2030
bei den verschiedenen Szenarien, wobei 100 Prozent die AHV-Ausgaben eines Jahres
darstellten und vom Bundesrat als Ziel der Revision anvisiert worden waren. Mit dem
Modell der Kommission würde der Fondsstand 2030 bei 87 bis 90 Prozent liegen (je
nach Zeitpunkt des Inkrafttretens der Revision), mit dem Antrag Noser wären es
zwischen 82 und 85 Prozent. Der Gesundheitsminister kritisierte den Verzicht der
beiden Kammern, die Revision auf eine 100-prozentige Fondshöhe auszurichten, und
argumentierte ebenfalls mit der Wirkung auf die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger:
Bei der nächsten Revision sei es schwierig zu erklären, wieso man härtere Massnahmen
ergreifen müsse, nur weil man Jahre zuvor nicht bereit gewesen sei, mit einer
Fondshöhe von 100 Prozent zu planen. Von den beiden Anträgen bevorzugte er folglich
die stärkere Erhöhung der Kommissionsmehrheit. Diese setzte sich anschliessend mit
22 zu 20 Stimmen (bei 1 Enthaltung) knapp durch, womit die Frage der
Mehrwertsteuererhöhung zwischen den beiden Räten bereinigt werden konnte. 

Der Nationalrat hatte in seiner Beratung zudem eine einmalige Einlage des
Bruttoertrags aus den Negativzinsen der Schweizerischen Nationalbank in den AHV-
Ausgleichsfonds vorgeschlagen und dazu einen eigenen Bundesbeschluss geschaffen.
Die Mehrheit der SGK-SR lehnte jedoch Eintreten auf diesen Beschluss ab, während
sich eine Minderheit Germann (svp, SH) für Eintreten und für den Bundesbeschluss
aussprach. Hannes Germann argumentierte, dass die Unabhängigkeit der Nationalbank
mit einer einmaligen Einlage nicht beeinträchtigt werde – ansonsten würde das
entsprechende Geld einfach «über die normale Gewinnverteilung laufen» und damit
Kantonen und Bund zugute kommen. Über die Verrechnung der Kosten, welche den
Banken anfallen, und über die Kosten für die Pensionskassen seien die Bürgerinnen und
Bürger indirekt stark von den Negativzinsen betroffen. Anstatt daher die Gewinne
daraus dem Bund und den Kantonen zukommen zu lassen, sollten sie über die AHV
direkt der Bevölkerung zugutekommen. Paul Rechsteiner (sp, SG) unterstützte den
Minderheitensprecher – neben Germann und Rechsteiner hatten auch Marina Carobbio
Guscetti (sp, TI) und Maya Graf (gp, BL) den Antrag vorgängig unterzeichnet – und
verwies darauf, dass zwischen 2015 und 2020 CHF 10 Mrd. an Gewinnen aus den
Negativzinsen angefallen seien – bis zum Inkrafttreten der Revision würden es gar CHF
12 oder 13 Mrd. sein –, die man nun der AHV zuweisen könne. Das entspreche der
Grössenordnung des Betrags, den «man den Frauen wegnimmt». Daher sei es schwierig
zu erklären, wieso man auf diesen Betrag verzichten wolle, insbesondere da man das
mit dem Nationalbankgold bereits einmal gemacht habe. 
Erich Ettlin gab für die Kommission die Aussagen von Fritz Zurbrügg, Mitglied des
Direktoriums der Nationalbank, wieder, der sich im Namen der SNB gegen dieses
Vorhaben wehrte. So müsse bedacht werden, dass auch die Nationalbank Negativzinsen
bezahle, etwa bei den Covid-19-Krediten, und dass «über die Hälfte der Devisenanlagen
eine negative Verfallrendite» aufweise. Zudem befürchtete die Kommission, dass sich
die SNB durch eine solche Auszahlung unter Druck gesetzt fühle, weil der
Finanzierungsbedarf der AHV auch weiterhin bestehen bleibe. Zudem bestehe auch in
anderen Bereichen entsprechender Bedarf, wobei unklar sei, wieso diese Gewinne
genau für die AHV einzusetzen seien. Man schaffe damit eine Erwartungshaltung für die
Zukunft. Darüber hinaus nehme man damit den Kantonen Geld weg – diese erhalten
normalerweise zwei Drittel der Gewinnausschüttungen. Mit 27 zu 14 Stimmen (bei 1
Enthaltung) sprach sich der Ständerat in der Folge gegen Eintreten aus. 

Ansonsten verabschiedete der Ständerat zahlreiche kleinere Regelungen
stillschweigend. Abgestimmt wurde zudem über die Frage, ob der Rentenzuschlag von
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der Berechnung des Einkommens zum Anspruch von Ergänzungsleistungen
ausgenommen werden soll oder nicht. Eine Minderheit Carobbio Guscetti beantragte
diese Ausnahme, damit auch Frauen mit Ergänzungsleistungen vollständig von dem
Zuschlag profitieren könnten. So müssten fast 11 Prozent aller Frauen ab dem
Renteneintritt Ergänzungsleistungen beziehen, insbesondere geschiedene,
alleinerziehende oder verwitwete Frauen. Erich Ettlin argumentierte für die
Kommissionsmehrheit, dass eine solche Ausnahme dem Grundprinzip der EL
zuwiderlaufe und man den Rentenzuschlag daher nicht von der
Einkommensberechnung ausnehmen solle. Mit 28 zu 12 Stimmen folgte die
Ratsmehrheit seinem Antrag. 
Diskutiert wurde ebenfalls darüber, ob der Anspruch auf Hilflosenentschädigung wie
bisher nach einer ein Jahr dauernden Hilflosigkeit oder bereits nach drei Monaten
gewährt werden soll. Eine Minderheit Graf beantragte, diesbezüglich dem Nationalrat zu
folgen und die Wartefrist zu verkürzen. Die meisten Beziehenden von
Hilflosenentschädigungen seien über 80 Jahre alt und da sich ihr Zustand üblicherweise
eher verschlechtere, solle man ihnen bereits nach drei Monaten die entsprechende
Hilfe zukommen lassen. Damit könne man sicherstellen, dass sie solange wie möglich
zuhause betreut werden können. Kommissionssprecher Ettlin verwies darauf, dass
damit aber auch Personen, die sich nach einer über dreimonatigen Krankheit wieder
erholten, Hilflosenentschädigungen beziehen könnten, wodurch man die Kontrollen
verstärken müsste. Insgesamt führe dies zu Mehrkosten von CHF 124 Mio. Mit 30 zu 13
Stimmen lehnte der Ständerat die Verkürzung der Wartefrist ab.
Mit diesen Änderungen ging der Entwurf zur AHV 21 zurück an den Nationalrat. 9

In der Frühjahrssession 2022 beriet der Nationalrat die Modernisierung der Aufsicht in
der 1. Säule und die Optimierung der Aufsicht in der 2. Säule. Die Kommission hatte
zuvor nur wenige Änderungen gegenüber der ständerätlichen Version geschaffen und
die Vorlage mit 18 zu 0 Stimmen bei 5 Enthaltungen gutgeheissen. Die
Kommissionssprecherinnen Céline Amaudruz (svp, GE) und Regine Sauter (fdp, ZH)
präsentierten dem Rat die Vorlage mit drei Aspekten im AHV- und einem Aspekt im
BVG-Bereich: die Schaffung einer modernen und risikoorientierten Aufsicht, die
Stärkung der Governance und der Verbesserung der Steuerung und Überwachung der
Informationssysteme in der AHV sowie die punktuellen Optimierungen der Aufsicht
über die 2. Säule. 
In einem ersten Block beschäftigte sich der Rat mit der 1. Säule: Hier diskutierte er
insbesondere über drei Minderheitsanträge. Eine Minderheit Rösti (svp, BE) setzte sich
mit dem Fall einer Auflösung einer Verbandsausgleichskasse auseinander. In diesem Fall
müssen andere Kassen die Rentenbeziehenden der aufgelösten Kasse übernehmen,
wofür sie eine Entschädigung erhalten. Um diese Entschädigung bezahlen zu können,
müssen die Ausgleichskassen jeweils Rückstellungen vornehmen. Bundesrat, Ständerat
und Kommissionsmehrheit beabsichtigten nun, subsidiär auch die Gründerverbände
der Ausgleichskassen für diese Entschädigungen aufkommen zu lassen – falls die
aufgelöste Ausgleichskasse zu wenige Rückstellungen getätigt hatte. Die Minderheit
Rösti wollte diese subsidiäre Zuständigkeit jedoch streichen, da sonst die Gefahr
bestehe, dass die Ausgleichskassen die Reservebildung zu wenig ernst nehmen würden.
Mit 131 zu 48 Stimmen fand dieser Vorschlag jedoch nur bei der geschlossen
stimmenden SVP-Fraktion und einem Mitglied der Mitte-Fraktion Zustimmung. 
Die anderen beiden Minderheiten beschäftigten sich mit den von den
Durchführungsstellen verwendeten Informationssystemen. Der Bundesrat hatte deren
Verwendung neu geregelt und wollte der Aufsichtsbehörde ermöglichen, den
Durchführungsstellen Mindestanforderungen an ihre Informationssysteme, etwa zum
Datenschutz, zu definieren. Diese Mindestanforderungen wollten der Ständerat sowie
die Kommissionsmehrheit streichen, während sie eine Minderheit Gysi (sp, SG),
unterstützt von Bundesrat Berset, beibehalten wollte. Für diese «sensible[n]
persönliche[n] Daten» brauche es Mindestanforderungen, betonte Barbara Gysi,
während sich Bundesrat Berset davon «une sorte d'uniformité minimale de
l'exécution» erhoffte. Kommissionssprecherin Sauter begründete die Ablehnung der
Kommissionsmehrheit gegenüber solchen Mindeststandards mit der Aufsichtsfunktion
der Aufsichtsbehörde: Mit der Definition von Mindestanforderungen würde sie ins
Operative eingreifen, was nicht ihre Aufgabe sei. Mit 98 zu 77 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
setzte sich die Kommissionsmehrheit durch. Eine weitere Minderheit Rösti wehrte sich
dagegen, dass der AHV-Ausgleichsfonds die Entwicklungs- und Betriebskosten der
Informationssysteme übernehmen soll. Konkret gehe es um die Frage, ob der Staat oder
die Durchführungsstellen für die Weiterentwicklung der Informatiksysteme zuständig
sein sollen. Letzteres sei vorzuziehen, da die Durchführungsstellen dann an einem
möglichst effizienten System interessiert seien – entsprechend würden sie die Kosten
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der Informationssysteme als Verwaltungskosten verbuchen. Da es «um
[gesamtschweizerisch anwendbare] kassenübergreifende Informatikanwendungen»
gehe, solle der AHV-Ausgleichsfonds für deren Kosten aufkommen, betonte hingegen
die Kommissionsmehrheit. Mit 132 zu 47 Stimmen folgte der Nationalrat auch hier der
Mehrheit seiner Kommission. 

Auch im zweiten Block zur Optimierung der Aufsicht in der beruflichen Vorsorge gab
es zwei Punkte, die relativ ausführlich diskutiert wurden. Einerseits wurde die Frage der
Unabhängigkeit der kantonalen Aufsichtsbehörden besprochen. Der Bundesrat
erachtete diese als nicht gegeben, solange Mitglieder der Kantonsregierungen oder
-verwaltungen auch Einsitz in die Aufsichtsbehörden haben, und schlug daher ein
entsprechendes Einsitzverbot vor. Der Ständerat verneinte anschliessend eine solche
Problematik und strich die entsprechende Regelung. Die Mehrheit der SGK-NR schlug
nun quasi als Kompromiss vor, dass der Einsitz in die Aufsichtsbehörden nur
Mitgliedern desjenigen kantonalen Departements untersagt werden soll, das für die 2.
Säule zuständig ist. Bundesrat Berset erachtete diesen Vorschlag jedoch als in einer
Kollegialbehörde nicht praktikabel. Eine Minderheit I Sauter bevorzugte die
bundesrätliche Lösung, während eine Minderheit II Weichelt (al, ZG) die vorgeschlagene
Regelung um ein Verbot der Beteiligung von Branchenvertretenden ergänzen wollte. Ein
Ausschluss der Exekutivmitglieder, jedoch nicht der Branchenvertretenden sei
«ziemlich janusköpfig» und erfülle die Auflagen der Governance nicht, befand Manuela
Weichelt mit Verweis auf die zahlreichen Vertretenden von Unternehmen und
Stiftungen, die mit der Durchführung der beruflichen Vorsorge verbunden sind, in den
Aufsichtsbehörden. Wie bei der Oberaufsichtskommission «Berufliche Vorsorge»
brauche es auch für die kantonalen Aufsichtsbehörden eine gesetzliche Regelung. Nach
einigen Wirren und einer wiederholten Abstimmung setzte sich der Mehrheitsantrag
gegen die zwei Minderheiten durch.
Interessenkonflikte standen auch im Mittelpunkt des zweiten Diskussionspunkts zur
Aufsicht über die Pensionskassen: die Finanzierung der Vermittlertätigkeiten. Hierzu
hatte der Bundesrat nach der Vernehmlassung eine Regelung ergänzt, wonach er die
Vermittlungstätigkeit für über die Mindestleistungen hinausgehende
Pensionskassenleistungen mittels Verordnung regeln wollte. Damit beabsichtigte er,
Interessenkonflikte der Broker zu bekämpfen. Da nicht die Arbeitgebenden, sondern
die Pensionskassen die Broker bezahlten, hätten Letztere Anreize, diejenigen
Pensionskassen zu empfehlen, die ihnen am meisten Provisionen einbringen, ergänzte
Manuela Weichelt-Picard. Zudem werde für die Vermittlung Geld der Versicherten
ausgegeben, das für die Verzinsung der Guthaben eingesetzt werden könnte.
Entsprechend wollte sie mit einem Minderheitsantrag dem Bundesrat folgen. Regine
Sauter lehnte im Namen der Kommissionsmehrheit die Notwendigkeit einer solchen
Regelung ab – die Vermittlungsgebühren würden heute transparent ausgewiesen, die
KMU könnten die Kosten auch selbst übernehmen. Zudem sei diese Frage nicht in der
Vernehmlassung diskutiert worden, werde stattdessen aber aktuell im Rahmen der
Revision des Versicherungsaufsichtsgesetzes behandelt. Die Kommissionsmehrheit
setzte sich in der Folge mit 119 zu 68 Stimmen gegen den Willen von SP, Grünen und
drei Personen der Mitte-Fraktion auch hier durch. 
Stillschweigend schuf der Nationalrat zudem einige weitere Differenzen zum Ständerat.
Unter anderem lehnte er es ab, im Rahmen dieser Revision die Möglichkeit für eine
elektronische Übermittlung von Entscheiden zu schaffen. Inhaltlich bestehe hier zwar
keine Differenz zum Ständerat, jedoch könne diese Frage nicht ausschliesslich für die
Ausgleichskassen geregelt werden, sondern müsse sich auf alle Sozialversicherungen
beziehen. Entsprechend wollte der Nationalrat eine Revision des
Verwaltungsverfahrensrechts, die bereits im Gange war, abwarten.
Trotz kleineren inhaltlichen Differenzen stiess die Vorlage insgesamt beim ganzen
Nationalrat auf Anklang: In der Gesamtabstimmung nahm die grosse Kammer die
Vorlage mit 186 zu 0 Stimmen einstimmig an. 10

Ende März 2022 sprach sich nach dem Bundesrat auch die SGK-SR mehrheitlich für
Annahme der Motion Silberschmidt (fdp, ZH; Mo. 20.4078) für eine Finanzierung der
AHV im Jahr 2050 ohne Umlagedefizit aus. «Aus politischer Sicht gibt es keinen Grund,
diese Motion abzulehnen», betonte die Kommissionsmehrheit im Kommissionsbericht.
Dies sah eine Minderheit Rechsteiner (sp, SG) anders und beantragte die Motion zur
Ablehnung. Mangels verlässlicher Vorhersagen für eine «derart langfristige Perspektive»
solle die Motion abgelehnt werden. 
In der Sommersession 2022 folgte der Ständerat mit 22 zu 18 Stimmen der
Kommissionsmehrheit und nahm die Motion an. Zwei Tage später zog Andri
Silberschmidt seine ursprüngliche Motion (Mo. 20.3833) zurück, welche die defizitfreie
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Finanzierung der AHV zusätzlich durch gleich starke ausgaben- wie einnahmenseitige
Massnahmen erreichen wollte. 11

In der Sommersession 2022 bereinigte das Parlament die Modernisierung der Aufsicht
in der 1. Säule und die Optimierung der Aufsicht in der 2. Säule. Zuerst beriet der
Ständerat die offenen Differenzen und hiess die meisten Änderungen des Nationalrats
gut. Einziger Streitpunkt war die Frage, ob es Einschränkungen bezüglich des Einsitzes
in die Aufsichtsbehörden geben soll. Der Bundesrat hatte hier ursprünglich
vorgeschlagen, Mitgliedern der Kantonsregierung den Einsitz gänzlich zu verbieten, der
Nationalrat wollte nur die Angehörigen der für die Zweite Säule zuständigen
Departemente vom Einsitz ausschliessen. Der Ständerat lehnte solche Einschränkungen
hingegen erneut ab. Man sehe nicht ein, «wieso Regierungsräte wegen vermuteter
Interessenkonflikte ausgeschlossen werden sollen, die Branche und beaufsichtigte
Körperschaften jedoch in der Aufsichtsbehörde Einsitz nehmen dürfen», begründete
Erich Ettlin (mitte, OW) diesen Einwand im Namen der Mehrheit der SGK-SR. Eine
Minderheit Müller (fdp, LU) beantragte hingegen, die Regelung des Nationalrats zu
übernehmen. Seit der Strukturreform beim BVG 2011 wolle man die Dominanz der
Regierungsratsmitglieder in den regionalen Aufsichtsbehörden reduzieren, nun solle
man dies explizit auf Gesetzesstufe regeln. Mit 28 zu 15 Stimmen folgte die kleine
Kammer jedoch der Kommissionsmehrheit. Bereinigt wurde hingegen die Frage, ob
Versicherungsträger ihre Entscheide elektronisch zustellen können sollen. Der
Ständerat hatte eine solche Möglichkeit zuvor gegen den Willen des Nationalrats
gutgeheissen, folgte nun aber einer Minderheit Rechsteiner (sp, SG), der auf die
Tragweite dieser Bestimmung verwies. Wichtige Entscheide, die anfechtbar sein sollen,
müssten auch zukünftig schriftlich erfolgen, forderte er. Zudem sei eine
Vernehmlassung zur Digitalisierung in der Verwaltung und im Justizwesen im Gange, die
eine umfassende Lösung dieser Problematik anstrebe. Mit 24 zu 18 Stimmen folgte der
Rat der Minderheit und bereinigte diese Differenz. 

In der Nationalratsdebatte stellten die Kommissionssprecherinnen Céline Amaudruz
(svp, GE) und Regine Sauter (fdp, ZH) klar, wie die vom Nationalrat vorgeschlagene
Bestimmung zur Mitgliedschaft in den Aufsichtsbehörden der beruflichen Vorsorge zu
verstehen war: Einsitz haben dürften demnach weder Regierungsrätinnen und
Regierungsräte der betroffenen Departemente, noch Mitarbeitende der betroffenen
Departemente. Mit 23 zu 0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) hatte die SGK-NR entschieden,
an dieser Bestimmung festzuhalten – entsprechend folgte ihr die grosse Kammer
stillschweigend. Ob diesem deutlichen Resultat in der grossen Kammer gab der
Ständerat in der Folge nach und sprach sich für die vom Nationalrat formulierte
Regelung aus.

Somit konnte die letzte Differenz der Vorlage bereinigt werden und die Modernisierung
der AHV war bereit für die Schlussabstimmungen. Diese passierte der Entwurf ohne
Widerstand: Mit 197 zu 0 Stimmen und 41 zu 0 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) stellten
sich beide Räte hinter die getroffenen Regelungen. 12
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In der Herbstsession 2022 führten National- und Ständerat eine ausserordentliche
Session zum Thema «Kaufkraft» (22.9013) durch, in der sie verschiedene Vorstösse für
eine finanzielle Entlastung der Bürgerinnen und Bürger aufgrund der steigenden
Teuerung, insbesondere im Bereich Energie, diskutierten. Eine Gruppe von
Unterstützungsvorschlägen betraf dabei die AHV-Renten.

So forderten die Mitte-Fraktion im Nationalrat (Mo. 22.3792) sowie Pirmin Bischof
(mitte, SO; Mo. 22.3803) und Paul Rechsteiner (sp, SG; Mo. 22.3799) im Ständerat eine
ausserordentliche Anpassung der ordentlichen AHV-Renten durch einen vollständigen
Teuerungsausgleich auf den 1. Januar 2023. Gemäss aktueller Regelung würde die
Teuerung durch Anwendung des sogenannten Mischindexes nur teilweise ausgeglichen,
weil neben dem Preisindex auch der Lohnindex berücksichtigt wird. Diese Problematik
wurde etwa auch im Rahmen der Initiative für eine 13. AHV-Rente diskutiert. Der
Bundesrat bestätigte, dass der Mischindex in diesem Jahr die Teuerung vermutlich
unterschätze, verwies aber darauf, dass das Lohnniveau üblicherweise stärker ansteige
als das Preisniveau – so etwa auch im Jahr 2020 –, wodurch die Rentnerinnen und
Rentner von dieser Regelung üblicherweise profitierten. Darüber hinaus verlangten die
drei Vorstösse, dass die Renten bei allfälligen zukünftigen überdurchschnittlichen
Teuerungsanstiegen über 2 Prozent des LIK regelmässig angepasst werden. 

MOTION
DATUM: 21.09.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Alfred Heer (svp, ZH; Mo. 22.3818) im Nationalrat und Marco Chiesa (svp, TI; Mo.
22.3861) im Ständerat wehrten sich mit ihren Motionen gegen die vorgeschlagene
Abweichung vom Mischindex. Auch sie forderten eine Rentenanpassung, jedoch
weiterhin in Übereinstimmung mit dem Mischindex. Finanziert werden solle dieser
Teuerungsausgleich neu jedoch über Ausgabenwachstumsplafonierungen im
Bundesbudget, etwa bei der internationalen Entwicklungszusammenarbeit, beim
Forschungs- und Bildungsbereich oder bei den Aufwendungen des Bundes für Personal
und externe Beratende. Zur Begründung verwiesen die Motionäre auf verschiedene
kostentreibende Projekte, die in der Sommersession 2022 vom Parlament gutgeheissen
worden waren und die Einsparungen nötig machten. 
Der Bundesrat erklärte in seiner Stellungnahme, dass die Rentenanpassungen keine
höheren Bundesbeiträge an die AHV nach sich ziehen würden und die Plafonierung
somit nicht nötig sei. Zudem erhöhe die Teuerung nicht nur die Ausgaben, sondern
auch die Einnahmen der AHV. Mit 99 zu 92 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und mit 24 zu 17
Stimmen respektive 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) nahmen National- und Ständerat
die Motionen der Mitte, von Pirmin Bischof und von Paul Rechsteiner an, während sie
die Motionen von Alfred Heer und Marco Chiesa mit 142 zu 53 Stimmen respektive 34 zu
6 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ablehnten. Während sich die Mitglieder der SVP-, der
GLP- und die Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion erfolglos gegen die Erhöhung des
Teuerungsausgleichs aussprachen, fanden die Motionen von Heer und Chiesa nur in der
SVP-Fraktion Zustimmung. 13

In der Wintersession 2022 folgte der Ständerat seinem Schwesterrat und nahm eine
Motion der Mitte-Fraktion (Mo. 22.3792) für einen vollständigen Teuerungsausgleich
der AHV-Renten auf den 1. Januar 2023 an. Die SGK-SR hatte zuvor argumentiert, dass
die «ungeschmälerte und unverzügliche Erhaltung der Kaufkraft der AHV-Renten» in
Anbetracht der allgemein sinkenden Kaufkraft zentral sei. Diese ausserordentliche
Rentenerhöhung sei jedoch nicht zusätzlich zu, sondern anstelle einer künftigen
ordentlichen Rentenerhöhung zu verstehen. Eine Minderheit Kuprecht (svp, SZ)
beantragte, die Motion abzulehnen, zumal man nicht vom «bewährten Mechanismus»,
bei dem ein Mittelwert der Preisentwicklung gemäss LIK und der Lohnentwicklung
berechnet wird, abweichen solle. Zudem müssten auch die Arbeitnehmenden ohne
vollständigen Teuerungsausgleich auskommen – vielmehr übersteige bereits die vom
Bundesrat im Oktober 2022 beschlossene Erhöhung der AHV/IV-Renten um 2.5 Prozent
den Teuerungsausgleich für die Arbeitnehmenden deutlich. Die Erhöhung des
Rentenausgleichs auf 3 Prozent statt auf 2.5 Prozent bringe insgesamt Mehrkosten von
CHF 1.2 Mrd. für die AHV, CHF 155 Mio. für die IV und CHF 245 Mio. für den
Bundeshaushalt mit sich – zuzüglich der Durchführungskosten. Letztere seien wohl
höher als die zusätzlichen monatlichen Renten von CHF 6 bis CHF 12 pro Person,
welche überdies aufgrund der Referendumsfrist erst Mitte des Jahres ausbezahlt
werden könnten. 
Paul Rechsteiner (sp, SG) wehrte sich dagegen, «diese Beträge [...] zu bagatellisieren».
Bei einer Teuerung von 3.6 Prozent – Kuprecht hatte mit 3.0 Prozent gerechnet – und
über die zwei Jahre, für welche die Rentenanpassungen vorgesehen sind, gehe es hier
um insgesamt CHF 500 pro Person, was für die Betroffenen sehr wichtig sei. 
Mit 22 zu 20 Stimmen folgte der Ständerat seiner Kommissionsmehrheit und nahm die
Motion an. Für Annahme stimmten die SP- und die Grünen- sowie eine Mehrheit der
Mitte-Fraktion, dagegen die SVP- und die FDP-Fraktion. Bisher noch nicht behandelt
wurden die in der ausserordentlichen Session im Herbst 2022 im Ständerat
angenommenen Motionen von Pirmin Bischof (mitte, SO; Mo. 22.3803) und Paul
Rechsteiner (Mo. 22.3799) mit demselben Anliegen. 14

MOTION
DATUM: 12.12.2022
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession setzte sich der Nationalrat als Erstrat mit der vom
Gewerkschaftsbund lancierten Volksinitiative «Für ein besseres Leben im Alter
(Initiative für eine 13. AHV-Rente)» auseinander. An der ausführlichen allgemeinen
Aussprache mit 114 Wortmeldungen beteiligten sich zahlreiche Personen aus allen
Fraktionen. Zu Beginn präsentierten Céline Amaudruz (svp, GE) und Andri Silberschmidt
(fdp, ZH) die Initiative und legten die Position der Kommissionsmehrheit dar. Sie
betonten, dass die AHV ihr in der Verfassung definiertes Ziel für die Mehrheit aller
Rentnerinnen und Rentner gut erfülle und dass für diejenigen 12.5 Prozent, für welche
die AHV eben nicht ausreiche, die Ergänzungsleistungen geschaffen worden seien.
Insgesamt sei das Drei-Säulen-System der Altersvorsorge sehr leistungsstark, betonte
etwa Silberschmidt. Die Initiative wolle nun aber nicht nur die Situation der bedürftigen
Personen – die es durchaus gebe – verbessern, sondern allen per

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.12.2022
ANJA HEIDELBERGER
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«Giesskannenprinzip» eine Rentenerhöhung von 8.3 Prozent gewähren. Im Jahr 2032
zum Beispiel würde dies zu Mehrausgaben von fast CHF 5 Mrd. führen, ergänzte
Amaudruz. Die für eine Finanzierung nötige Erhöhung der Mehrwertsteuer um 1.1
Prozentpunkte oder der Lohnabzüge um 0.8 Prozentpunkte lehne die
Kommissionsmehrheit ebenfalls ab. Schliesslich benachteilige die Initiative Personen
mit einer IV- oder Hinterlassenenrente, zumal gemäss Initiativtext nur die Beziehenden
einer AHV-Altersrente eine dreizehnte Rente erhalten sollten.
Diese Meinung teilten in der Folge zahlreiche Sprechende der SVP-, der FDP- und der
Mitte-Fraktion. Sie lehnten zudem einen Gegenvorschlag, den Mitglieder der SP- und
der Grünen-Fraktion in der Debatte mehrfach forderten, ab. Stattdessen verwiesen sie
unter anderem auf eigene Projekte zur Reform der AHV, etwa auf die Renteninitiative
der Jungfreisinnigen oder auf Bemühungen der Mitte-Fraktion «[pour abolir] les
désavantages d'être marié» (Benjamin Roduit; mitte, VS), also zur Abschaffung der
Benachteiligung der Verheirateten (bei den Steuern und den Renten). Etwas
wohlgesinnter zeigten sich die Grünliberalen gegenüber der Initiative. Man lehne zwar
eine Rentenerhöhung für die reichsten Haushalte ab, würde eine solche aber für die
«ärmsten und ärmeren 30 bis 40 Prozent [der] Rentenhaushalte» befürworten (Melanie
Mettler; glp, BE). Ihren Vorschlag für eine entsprechende Kommissionsinitiative habe
die bürgerliche Mehrheit in der Kommission jedoch abgelehnt. 

Somit erhielt die Volksinitiative nur aus Kreisen der SP und der Grünen Unterstützung.
SGB-Präsident Maillard (sp, VD) begründete seinen Minderheitsantrag auf eine
Empfehlung zur Annahme der Initiative: Er lobte die Solidarität, die man vor 75 Jahren
mit der Schaffung der AHV gestärkt habe. Heute könne aber das Versprechen von
damals aufgrund steigender Kosten und sinkender BVG-Renten – bei gleichem Kapital
seien die Pensionskassenrenten heute 20 Prozent weniger wert als vor 15 Jahren – nicht
mehr eingehalten werden. Folglich seien Massnahmen nötig; wenn nicht durch eine 13.
AHV-Rente, dann solle das Parlament in einem Gegenvorschlag alternative Massnahmen
vorschlagen, forderte er. Zahlreiche Sprechende der SP- und der Grünen-Fraktion
ergänzten die Argumentation Maillards. So sei die Initiative gerade für Frauen, die im
Schnitt eine um ein Drittel tiefere Altersrente hätten als Männer, zentral; zudem sei das
«Umlageverfahren [...] am effektivsten, billigsten und fairsten» (Prelicz-Huber; gp, ZH),
wurde argumentiert. Nicht gespart wurde von links-grüner Seite denn auch an Kritik an
der beruflichen Vorsorge sowie an der neuen BVG-21-Reform, welche CHF 3 Mrd. koste
und durch welche die Versicherten höhere Beiträge für tiefere Renten bezahlen
müssten als bisher. Folglich seien die zusätzlichen Ausgaben für die AHV im Rahmen
dieser Initiative sinnvoller, dadurch erhielten die Rentnerinnen und Rentner auch
tatsächlich höhere Renten. Zur Finanzierung könne man daher zum Beispiel auch die
«0.8 Prozent [an Lohnprozenten], die es für die Initiative braucht, vom BVG in die AHV
hinüberschieben», schlug etwa Jacqueline Badran (sp, ZH) vor. 

Abschliessend empfahl Gesundheitsminister Berset die Initiative im Namen des
Bundesrates zur Ablehnung. Zwar müsse man eine Lösung für die gesunkenen BVG-
Renten finden, dies solle aber nicht mit der vorgeschlagenen Initiative geschehen, da
der dafür nötige finanzielle Spielraum in der AHV fehle. Mit 123 zu 67 Stimmen sprach
sich der Nationalrat in der Folge für den Mehrheitsantrag aus und empfahl die Initiative
den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern zur Ablehnung. Entsprechend der
Wortmeldungen stimmten die Mitglieder der SP- und der Grünen-Fraktion geschlossen
für den Minderheitsantrag, die übrigen Fraktionen geschlossen für den
Mehrheitsantrag. 15

Ergänzungsleistungen (EL)

In der Sommersession 2017 behandelte der Ständerat als Erstrat die Reform der
Ergänzungsleistungen. Gemäss Konrad Graber (cvp, LU) waren die Hauptziele der
Reform die Optimierung des Systems, die Verwendung von Eigenmitteln für die
Altersvorsorge sowie die Reduktion der Schwelleneffekte. Dies alles solle so umgesetzt
werden, dass das Niveau der Ergänzungsleistungen grundsätzlich erhalten bleibe. Da
jedoch die EL-Ausgaben sowie der Anteil des Bundes gegenüber demjenigen der
Kantone stark angestiegen seien, müsse hier Gegensteuer gegeben werden. Weil die
Ergänzungsleistungen die Schnittstelle zwischen AHV und Sozialhilfe darstellen,
müssten aber die Auswirkungen von allfälligen Änderungen gut durchdacht werden,
damit zum Schluss nicht die Sozialhilfe für die Einsparungen aufkommen müsse. Auf
Wunsch von Josef Dittli (fdp, UR) wurde seine thematisch mit der Reform verbundene
Motion zur Stärkung der Ergänzungsleistungen durch klare Zuordnung der Kompetenzen
losgelöst von dieser Reform behandelt. 

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.05.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Der Entwurf des Bundesrates würde bei Bund und Kantonen zu Einsparungen von
ungefähr CHF 367 Mio. führen, was jedoch einigen Ständerätinnen und Ständeräten zu
wenig weit ging. Josef Dittli zum Beispiel erklärte, dass die Vorlage ein erster
Optimierungsschritt sei, danach aber noch eine weitere Reform der
Ergänzungsleistungen folgen müsse. Paul Rechsteiner (sp, SG) betonte, dass
insbesondere die IV-Rentnerinnen und -Rentner betroffen seien, bei denen mit 45
Prozent fast die Hälfte auf Ergänzungsleistungen angewiesen sei, während dieser Anteil
bei den Altersrenten nur etwa 12 Prozent betrage. Dies sei unter anderem auf den
Leistungsabbau bei der IV zurückzuführen. 
In der Detailberatung waren vor allem die Erhöhung der Höchstbeiträge für
anrechenbare Mietzinsen sowie die Möglichkeiten des Kapitalbezugs des
Altersguthabens umstritten. Das Thema der Mietzinsmaxima war im Nationalrat bereits
mit dem Geschäft 14.098 diskutiert und an die SGK-NR zur Detailberatung
zurückgewiesen worden. Diese hatte sich einverstanden erklärt, dass der Ständerat
diese Frage im Rahmen der EL-Reform behandle. Inhaltlich entschied sich der
Ständerat diesbezüglich gegen je einen unter und über dem Vorschlag der SGK-SR
liegenden Minderheitenantrag und erhöhte die Beträge für die Mietzinse gegenüber
dem geltenden Recht je nach Wohnregion, die ebenfalls neu geschaffen wurden, um bis
zu 300 Franken. Auch die Zusatzbeträge für rollstuhlgängige Wohnungen wurden
deutlich erhöht. Eine Systemänderung bezüglich der Festlegung des Betrags für
persönliche Ausgaben wünschte sich eine Minderheit Bruderer Wyss (sp, AG), welche
diese Kompetenz dem Bund übertragen und so die grossen kantonalen Unterschiede
beseitigen wollte. Dieser Vorschlag scheiterte jedoch am Mehrheitsantrag der SGK-SR,
welche diese Kompetenz bei den Kantonen belassen wollte. Bezüglich der Anrechnung
von Erwerbseinkommen des Ehegatten folgte der Ständerat der SGK-SR, die im
Gegensatz zum Bundesrat nur 80 Prozent des Erwerbseinkommens anrechnen wollte,
um so einen Erwerbsanreiz zu schaffen. Insgesamt wollten aber sowohl der Bundesrat
als auch die SGK-SR die Vermögen stärker berücksichtigen und senkten daher den
Freibetrag für Alleinstehende auf CHF 30'000 und für Verheiratete auf CHF 50'000.
Beibehalten wurde die Regelung, wonach bei Personen, die selbst oder deren
Ehepartner in einer Eigentumswohnung respektive einem Eigenheim wohnen, nur der
CHF 112'500 übersteigende Wert einer Liegenschaft beim Vermögen zu berücksichtigen
sei. Solange eine betroffene Person oder ihr Partner also eine Liegenschaft noch
bewohnen kann, soll diese nicht verkauft werden müssen. Zudem befürwortete die
Mehrheit des Ständerats eine von der SGK-SR vorgeschlagene Verschärfung des
bundesrätlichen Vorschlages bezüglich der übernommenen Krankenkassenprämien: Der
Bundesrat hatte vorgeschlagen, dass die EL in Zukunft die tatsächliche
Krankenkassenprämie vergüten solle, wenn diese tiefer zu liegen komme als die
durchschnittliche Prämie. Der Ständerat beschränkte die Vergütung der Prämien
jedoch auf die Höhe der Prämie des drittgünstigsten Krankenversicherers im Kanton
beziehungsweise in der Region. Im Anschluss an die Beratung dieses Geschäfts
überwies der Ständerat jedoch ein Postulat, das den Bundesrat beauftragte, die Folgen
eines vollständigen Einbezuges der Krankenkassenprämien in die Berechnung der EL zu
prüfen. 
Besonders umstritten war die Frage, ob ein vollständiger oder teilweiser Kapitalbezug
des Altersguthabens für den obligatorischen Teil der beruflichen Vorsorge im
Vorsorgefall möglich sein soll oder nicht. Diesbezüglich war man sich im bürgerlichen
Lager nicht einig. Die Mehrheit der SGK-SR wollte die Wahlmöglichkeit zwischen
Kapitalbezug, Rente und Mischform streichen und für den obligatorischen Teil nur noch
eine Rente ermöglichen. Dies darum, weil es heute möglich sei und auch vorkomme,
dass Personen ihre Vorsorgegelder nach dem Kapitalbezug zum Beispiel verspielten
oder durch Betrügereien verlören und in der Folge auf Ergänzungsleistungen
angewiesen seien. Möglich solle daher lediglich ein Kapitalbezug für den Erwerb von
Wohneigentum sein. Mehrere Ständeräte von FDP, CVP, BDP und SVP widersprachen
dieser Ansicht und setzten sich für Wahlfreiheit und Selbstverantwortung der Bürger
ein. Wegen einiger schwarzer Schafe sollten nicht alle Rentnerinnen und Rentner
bestraft werden – so ihr Votum. Hannes Germann (svp, SH) kritisierte dabei die
Mehrheit der bürgerlichen Ständeräte, die sonst für Eigenverantwortung plädierten,
hier aber von diesem Grundsatz nichts wissen wollten. Thomas Hefti (fdp, GL) reichte
einen Antrag ein, wonach zumindest die Hälfte des Altersguthabens bezogen werden
können solle, zog diesen aber wegen eines Formulierungsfehlers zugunsten des Antrags
Luginbühl (bdp, BE), der sich für eine Beibehaltung des geltenden Rechts und somit der
Wahlmöglichkeit einsetzte, zurück. Kommissionssprecher Graber rechnete daraufhin
vor, dass bereits die Erhöhung der Mietzinsmaxima die geplanten Einsparungen um CHF
200 Mio. reduziert hatte und dass mit einer Annahme des Antrags Luginbühl gegenüber
dem aktuellen Recht kaum noch Einsparungen gemacht würden. In der Folge lehnte der
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Ständerat den Antrag Luginbühl deutlich ab. Schliesslich stellte sich die Frage, ob der
vorzeitige Kapitalbezug zur Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit möglich sein
solle. Hier einigte man sich auf einen Kompromissvorschlag: Das bis zum 50. Altersjahr
erwirtschaftete Kapital soll bezogen werden können, da dies etwa der Hälfte des
insgesamt gesparten Alterskapitals entspricht. In der Gesamtabstimmung nahm der
Ständerat die Vorlage einstimmig mit 31 Stimmen bei 12 Enthaltungen an. 16

Berufliche Vorsorge

Im März 2017 reichte der Kantonsrat von St. Gallen eine Standesinitiative ein, die zum
Ziel hatte, die Schweizer Vorsorgeeinrichtungen, ausdrücklich genannt wurden die
Pensionskassen, der AHV-Ausgleichsfonds sowie die (Freizügigkeits-)Stiftungen der
zweiten und dritten Säule, von den Negativzinsen auszunehmen. Aufgrund des
Tiefzinsumfeldes sei es für die Vorsorgeeinrichtungen schwierig, Renditen zu
erwirtschaften, erklärte der St. Galler Kantonsrat. Zudem würden bei einer
Aufkapitalisierung öffentlicher Pensionskassen – wie sie der Kanton St. Gallen plane –
noch mehr Negativzinsen anfallen. Im Mai 2018 entschied die WAK-SR einstimmig, der
Standesinitiative keine Folge zu geben, da die Geldpolitik in der Verantwortung der
Nationalbank liege. Damit die Negativzinsen im Stande seien, den Druck auf den
Schweizer Franken zu reduzieren, dürfe es nur so wenige Ausnahmen wie möglich
geben, argumentierte die Kommission. Zudem stelle das weltweite Tiefzinsumfeld eine
grössere Herausforderung für die Vorsorgeeinrichtungen dar als die Negativzinsen. 
Im Mai 2018 behandelte der Ständerat die Vorlage; Paul Rechsteiner (sp, SG) hatte einen
Antrag auf Folge geben gestellt. Pirmin Bischof (cvp, SO) erklärte als
Kommissionspräsident, dass die WAK-SR die Vorlage ausführlich behandelt habe. Man
habe einen Bericht zur Geldpolitik aus dem Dezember 2016 sowie die Stellungnahme
des Bundesrates zur Motion Kuprecht (Mo. 15.3160) in Betracht gezogen und sei
überzeugt, dass ausschliesslich die SNB für die Geldpolitik verantwortlich sei und sie
diese folglich unabhängig gestalten können müsse. Wie bereits die WAK-SR erklärt
hatte, seien zudem die Anlagen kaum von den Negativzinsen betroffen. Hingegen
fürchte man den präjudiziellen Charakter einer solchen Entscheidung: Andere
Institutionen, zum Beispiel Lebensversicherungen, könnten ebenfalls eine Ausnahme
von den Negativzinsen verlangen. Schliesslich seien die zentrale Bundesverwaltung
sowie die Compenswiss, also der AHV/IV/EO-Ausgleichsfonds, bereits von den
Negativzinsen ausgenommen. 
Paul Rechsteiner bedauerte, dass sich die WAK-SR nicht ausführlicher mit der
Standesinitiative beschäftigt habe, denn eine Ausnahme der Vorsorgeeinrichtungen
würde den Wechselkurs nicht beeinflussen und somit dem Zweck der Negativzinsen,
die Anlagen auf dem Schweizer Markt weniger attraktiv zu machen, nicht zuwiderlaufen.
Die übrigen Redner zeigten ein gewisses Verständnis für die Standesinitiative des
Kantons St. Gallen und anerkannten das angesprochene Problem. Während aber Alex
Kuprecht (svp, SZ) um Annahme des Vorstosses bat, sahen Martin Schmid (fdp, GR) und
Hannes Germann (svp, SH) die Lösung des Problems woanders: Schuld seien die
Negativzinsen – Germann sprach von einer «schleichenden Enteignung des Volkes» –,
man solle daher keine weiteren Ausnahmen machen, stattdessen solle die SNB die
Negativzinsen so schnell wie möglich abschaffen. Schliesslich sprach sich der Ständerat
mit 32 zu 6 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gegen Folge geben aus. 17

STANDESINITIATIVE
DATUM: 30.05.2018
ANJA HEIDELBERGER

Eine vereinfachte Auszahlung von geringen Altersguthaben zur Vermeidung von
kontaktlosen BVG-Guthaben forderte Peter Hegglin (mitte, ZG) im Dezember 2020 in
einer Motion. So sollen die Versicherten eine Auszahlung von Altersguthaben unter CHF
5'000 verlangen können, sofern sie nicht innert drei Monaten nach Beendigung des
letzten Vorsorgeverhältnisses einer neuen Vorsorgeeinrichtung beigetreten sind. Heute
gingen gerade geringe Freizügigkeitsguthaben bei Adressänderungen häufig vergessen,
wodurch die Gelder an den Sicherheitsfonds gingen, sobald die betroffenen Personen
74 respektive 75 Jahre alt werden. Aktuell gebe es kontaktlose Guthaben von über CHF
5 Mrd. in der Schweiz. 
Bereits heute bestehe die Möglichkeit der Auszahlung von Guthaben aufgrund von
Geringfügigkeit, erläuterte der Bundesrat in seiner Stellungnahme; 2018 habe eine
solche Auszahlung durchschnittlich CHF 1367 betragen. Eine entsprechende Steigerung
auf CHF 5'000 würde sich aber negativ auf den Aufbau einer Rente der Betroffenen
auswirken. Zudem seien die Bemühungen gegen kontaktlose Guthaben in den letzten
Jahren verstärkt worden. Offen zeigte sich der Bundesrat hingegen gegenüber der Idee,
die bisherige Regelung um die dreimonatige Frist zur Auszahlung der geringen
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Altersguthaben zu ergänzen – dies könne man allenfalls in die aktuelle BVG-Revision
aufnehmen. In der Frühjahrssession 2021 beantragte Paul Rechsteiner (sp, SG), die
Motion der SGK-SR zur Vorberatung zuzuweisen. Dies sei ein «ernsthaftes Anliegen»,
das es zu überdenken gelte – womöglich gleich im Zusammenhang mit der aktuellen
Revision. Mit 35 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung sprach sich der Ständerat für die
Zuweisung an die Kommission aus. 18

Nach der Rückweisung an die Kommission war die Reform «BVG 21» des
Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge in
der Wintersession 2022 erneut für den Ständerat traktandiert. In drei Sitzungen habe
sich die SGK-SR entsprechend dem Rückweisungsantrag nochmals über die
verschiedenen Kompensationsmodelle für die Übergangsgeneration – gemäss
zahlreichen Sprechenden das «Herzstück der Vorlage» – gebeugt. Allgemein geht es
beim Zuschlag darum, dass die Reduktion der Neurenten um 12 Prozent, die durch die
Senkung des Umwandlungssatzes entsteht, für die ersten Jahrgänge, die das
Rentenalter erreichen, abgefedert werden. Dazu, wie diese Personen unterstützt
werden sollen, lagen nun drei verschiedene Konzepte (und vier spezifische Vorschläge)
vor, deren Unterschied gemäss Kommissionssprecher Erich Ettlin (mitte, OW) vor allem
in der Finanzierung – über Lohnprozente oder über Beiträge der versicherten Personen
– und in der Frage bestand, ob die Rentenbeziehenden einen monatlichen Zuschuss zu
ihrer Rente oder eine einmalige Einlage in ihr Vorsorgekapitel erhalten. Die
Kommissionsmehrheit entschied sich für eine leicht angepasste Version des
ehemaligen Einzelantrags Dittli (fdp, UR), die im Vergleich zur Version der
Kommissionsmehrheit vor der Sommersession deutlich weniger Begünstigte und
deutlich tiefere Kosten aufwies. Gleichzeitig lagen drei Minderheitsanträge vor. 

Der Entwurf des Bundesrates, der auf dem Kompromiss der Sozialpartner beruhte,
wurde im Ständerat von einer Minderheit III Rechsteiner (sp, SG) vertreten. Demnach
sollen alle Versicherten der Übergangsgeneration (15 Jahrgänge) anfänglich einen
Rentenzuschlag zwischen CHF 100 und CHF 200 monatlich erhalten, wobei dieser
Zuschlag von ihrem Alter – nicht aber von ihrem Einkommen – abhängt. Allenfalls soll
der Zuschlag auch für weitere Generationen weitergeführt werden können. Finanziert
werden soll er durch einen neuen Abzug vom AHV-pflichtigen Lohn in der Höhe von 0.5
Prozent. Kritisiert wurde das Modell vor allem dafür, dass Beiträge im Umlageverfahren
systemfremd seien, dass es zu teuer sei und dass auch Personen mit einem hohen
Vorsorgekapital einen Zuschlag erhielten. Minderheitensprecher Rechsteiner bewarb
das Modell unter anderem damit, dass AHV und Pensionskassen bereits heute ihr in der
Bundesverfassung festgehaltenes Ziel, «die Fortsetzung der gewohnten Lebenshaltung
in angemessener Weise» zu ermöglichen, nicht mehr erfüllen könnten und darum eine
Kompensation für alle Versicherten der Übergangsgeneration nötig sei. Zudem stellte
Rechsteiner einen Eventualantrag: Bei einem Entscheid für ein anderes Modell sollte
der Ständerat auf die Senkung des Umwandlungssatzes verzichten.

Das Modell des Nationalrats beruhte auf der Idee, dass eigentlich nur die obligatorisch
Versicherten (ungefähr 14 Prozent aller Versicherten) von einer Senkung des
Umwandlungssatzes betroffen seien – bei den überobligatorisch Versicherten gebe es
ja bereits jetzt eine Mischrechnung zwischen obligatorischem und überobligatorischem
Vorsorgevermögen, wie Alex Kuprecht (svp, SZ), dessen Minderheit die nationalrätliche
Version mehrheitlich aufnahm, argumentierte. Demnach sollen diejenigen Personen,
deren zukünftige Rente tiefer liegt als gemäss aktuellem Gesetz, diese Differenz in Form
einer einmaligen Kapitaleinlage beim Erreichen des Rentenalters erhalten. Konkret
erhielten dadurch 35 bis 40 Prozent der Versicherten eine Ausgleichszahlung.
Finanziert werden sollte diese über die Vorsorgeeinrichtungen durch Verlustreserven
und durch zusätzliche Beiträge der BVG-Versicherten sowie ihrer Arbeitgebenden.
Minderheitensprecher Damian Müller (fdp, LU) widersprach der Darstellung Kuprechts,
wonach nur rein obligatorisch versicherte Personen von der Änderung des
Umwandlungssatzes betroffen wären: Bei denjenigen, die über eine überobligatorische
Versicherung verfügen, werde zukünftig ein immer grösserer Teil des Überobligatoriums
zur Deckung der Kosten des Obligatoriums eingesetzt, bis der Umwandlungssatz auf
Ersterem bei 0 Prozent liege. Verschiedene Sprechende kritisierten das Modell
ebenfalls dafür, dass es zu geringe Kompensationen an zu wenige Personen beinhalte.

Ein neues Modell, beruhend auf dem ehemaligen Minderheitsantrag Dittli, verfolgten
die Kommissionsmehrheit sowie die Minderheit II Müller Damian. Beide wollten den
Kreis der Personen, die von einem Zuschlag profitieren, gegenüber dem
nationalrätlichen Vorschlag vergrössern und gegenüber demjenigen des Bundesrates
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verkleinern. Die beiden Vorschläge setzten dazu auf das Vorsorgekapital der
Versicherten bei Renteneintritt: Solange dieses unter einem Schwellenwert liegt
(Kommissionsmehrheit: zweieinhalbfacher Grenzbetrag = CHF 215'000; Minderheit
Müller: vierfacher Grenzbetrag = CHF 344'160), erhält die Person den vollen, nach dem
Alter abgestuften Zuschlag, bis zu einem zweiten Schwellenwert (Kommissionsmehrheit:
fünffacher Grenzbetrag = CHF 430'000; Minderheit Müller: sechsfacher
Grenzbetrag=CHF 516'000) einen degressiv abnehmenden Zuschlag. Damit sollten
Schwelleneffekte vermieden werden. Dadurch erhielten 25 Prozent (Bundesrat)
respektive 40 Prozent (Minderheit II) der Versicherten einen vollen und 25 Prozent
(Bundesrat) respektive 20 Prozent (Minderheit II) der Versicherten einen abgestuften
Zuschlag. Die Minderheit II verlangte überdies einen Zuschlag für 20 Jahrgänge
(Bundesrat: 15 Jahrgänge) sowie einen Mindestbezugsanteil für die Rente von 75
Prozent, während die übrigen Modelle einen Rentenbezug von mindestens 50 Prozent
verlangten. Finanziert werden sollten die Zuschläge durch einen Abzug auf dem
erweitert koordinierten Lohn von anfänglich 0.24 Prozent (Bundesrat) respektive 0.3
Prozent (Minderheit II). Minderheitssprecher Rechsteiner kritisierte insbesondere den
Mehrheitsvorschlag dafür, dass dadurch noch immer zu wenige Versicherte von einem
Zuschlag profitieren könnten und erachtete stattdessen den Minderheitsantrag II als
«am wenigsten schlecht». 

Zusammenfassend unterschieden sich die vier Modelle insbesondere im Anteil der
betroffenen Versicherten sowie in den Kosten: Beim Bundesratsmodell und der
Minderheit III Rechsteiner sollten 100 Prozent der Versicherten eine Kompensation bei
Kosten von insgesamt CHF 29.7 Mrd. erhalten (kumuliert bis ins Jahr 2045), bei der
Minderheit II Müller 60 Prozent der Versicherten für CHF 16.8 bis 17.1 Mrd., bei der
Kommissionsmehrheit 50 Prozent der Versicherten für CHF 11.7 Mrd. und bei der
Minderheit I Kuprecht 35 bis 40 Prozent der Versicherten für CHF 9.7 Mrd. Die Version,
welche die Mehrheit der SGK-SR noch vor der Sommersession 2022 empfohlen hatte,
wäre 88 Prozent der Versicherten (70% voller Zuschlag, 18% reduzierter Zuschlag)
zugutegekommen und hätte CHF 25.2 Mrd. gekostet. In der Folge setzte sich der
Mehrheitsantrag gegen alle drei Minderheiten durch (Minderheit I: 34 zu 9 Stimmen;
Minderheit II: 24 zu 19 Stimmen; Minderheit III: 28 zu 15 Stimmen). Mit 30 zu 12 Stimmen
lehnte der Ständerat gleich darauf auch den Eventualantrag der Minderheit Rechsteiner
auf einen Verzicht auf die Senkung des Umwandlungssatzes ab. Bereits in allen vier
Vorschlägen enthalten war ein vom Bundesrat geschaffener, aber vom Nationalrat
abgelehnter Anspruch auf einen Rentenzuschlag für Personen, welche eine
Invalidenrente einer Vorsorgeeinrichtung beziehen. 

Obwohl das Modell der Kurzfristkompensation im Ständerat sehr umstritten war und
gemäss den Parlamentarierinnen und Parlamentariern bei einem möglichen Urnengang
stark über Annahme oder Ablehnung der Vorlage mitentscheiden könnte, waren gerade
auch die Bestimmungen zur Langfristkompensation, mit denen die Senkung des
Umwandlungssatzes für diejenigen Personen abgemildert werden soll, die noch länger
zu arbeiten haben, sehr zentral. Auch hier nahm der Ständerat zahlreiche Änderungen
am nationalrätlichen Entwurf vor. 
So schlug die Kommission zum Beispiel bei der Eintrittsschwelle einen Zwischenweg
zwischen den Versionen des Bundesrates (CHF 21'510, wie bisher) und des Nationalrates
(CHF 12'548) vor, wie es Kommissionssprecher Ettlin (mitte, OW) formulierte. Die
Eintrittsschwelle sollte demnach bei CHF 17'208 zu liegen kommen, zumal Personen mit
sehr kleinen Einkommen nicht immer froh seien, wenn sie darauf noch BVG-Beiträge
zahlen müssten. Stillschweigend folgte der Ständerat hier seiner Kommission und
entschied in der Folge auch, dass junge Leute erst ab 25 Jahren – und nicht wie vom
Nationalrat vorgeschlagen bereits ab 20 Jahren – Beiträge für die berufliche Vorsorge
bezahlen müssen. Umstrittener waren hingegen die Änderungen beim
Koordinationsabzug. Hier schlug die Kommissionsmehrheit einen Systemwechsel von
einem fixen zu einem prozentualen Wert vor: Statt wie bisher CHF 25'095 oder wie vom
Nationalrat vorgeschlagen CHF 12'443 sollte der Koordinationsabzug neu 15 Prozent
eines Jahreslohns bis CHF 85'320 betragen. Dadurch könne man die Problematik lösen,
dass Versicherte mit mehreren Stellen den Koordinationsabzug mehrmals bezahlen
müssten und gleichzeitig die Geringverdienenden besserstellen, warb
Kommissionssprecher Ettlin für diesen Vorschlag. Eine Minderheit Müller wollte
hingegen dem Nationalrat folgen und den heutigen Abzug halbieren. Dies sei
administrativ einfacher und günstiger, während Geringverdienende trotzdem
gegenüber heute bessergestellt würden. Zudem bleibe die Rente bei einem Einkommen
unter jährlich CHF 50'000 auch mit dem Vorschlag der Mehrheit unter der EL-Grenze,
während die Versicherten und ihre Arbeitgebenden gleichzeitig deutlich höhere
Lohnabzüge für die BVG-Beiträge bezahlen müssten. In der Folge lieferten sich Ruedi
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Noser (fdp, ZH) und Maya Graf (gp, BL) ein Streitgespräch zur Frage, ob es beim
Mehrheitsantrag ein Problem sei, dass der AHV-Lohn der Mitarbeitenden erst im
Februar oder März des nächsten Jahres feststeht und somit während des Jahres unklar
ist, ob eine Person tatsächlich entsprechende Beiträge leisten muss und wie hoch diese
ausfallen werden. Gesundheitsminister Berset verwies auf die stärkere Betroffenheit
der Frauen, bei denen ein Drittel der Arbeitnehmenden Netto-Jahreslöhne unter CHF
36'000 aufwiesen – bei den Männern seien es 10 Prozent. Wie der
Minderheitensprecher kritisierte auch er, dass der Vorschlag der Kommissionsmehrheit
den koordinierten Lohn und somit die BVG-Beiträge gerade bei Personen mit solch
tiefen Einkommen gegenüber heute auf das Sechsfache erhöhen würde. Es sei zwar
wichtig, den Koordinationsabzug zu senken, «mais [...] il doit être supportable pour les
personnes directement concernées». Mit 34 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgte der
Ständerat seiner Kommissionsmehrheit. 

Darüber hinaus nahm der Ständerat zahlreiche weitere, unbestrittene Änderungen vor.
Unter anderem pflichtete er dem Bundesrat sowie dem Nationalrat bei und schuf
anstelle der bisherigen vier Stufen der Altersgutschriften neu zwei Stufen in der Höhe
von 9 und 14 Prozent. Die einzige Differenz zum Nationalrat blieb hier in der Frage,
wann junge Erwachsene mit dem Alterssparen beginnen müssen. In der
Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den BVG-21-Entwurf mit 25 zu 10 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen) an. Die ablehnenden Stimmen und Enthaltungen stammten
grösstenteils von Mitgliedern der SP und der Grünen.

Die Medien konzentrierten sich drei Monate nach der Annahme der AHV21 an der Urne
vor allem auf die Folgen der Revision für die Frauen. Hier waren sie sich jedoch nicht
einig, ob die Frauen als häufiger Teilzeiterwerbstätige gegenüber heute genügend
bessergestellt oder gar benachteiligt würden. Ganz allgemein zeigten sich die Medien
unsicher, ob die Vorlage in dieser Form an der Urne durchzubringen wäre. 19

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Auch wenn die Schlussabstimmung betreffend die Parole des Schweizerischen
Gewerkschaftsbunds (SGB) zur Reform der Altersvorsorge 2020 letztendlich mit 98 zu
21 Stimmen deutlich zugunsten der AHV-Reform ausfiel, zeigte die
Delegiertenversammlung am 24. März 2017 eine Spaltung zwischen Deutschschweizer
und Westschweizer Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern. Über 30 SGB-
Delegierte äusserten sich vor der Parolenfassung; Hauptstreitpunkt war, ob die
Erhöhung der AHV um monatlich CHF 70 eine Erhöhung des Frauenrentenalters
rechtfertige. Solange die Frauen bei den Löhnen diskriminiert würden, dürfe das
Rentenalter nicht erhöht werden, lautete der Tenor bei vielen Delegierten aus der
Westschweiz. Ein Waadtländer Delegierter etwa warf SGB-Präsident Paul Rechsteiner
Verrat vor, weil sich der Gewerkschaftskongress 2014 in einer Resolution klar gegen
eine Erhöhung des Frauenrentenalters ausgesprochen habe. Unia-Präsidentin Vania
Alleva entgegnete, dass in der gleichen Resolution die Erhöhung der AHV-Renten
gefordert werde. Paul Rechsteiner strich die historische Dimension der Vorlage hervor:
«Zum ersten Mal seit 42 Jahren könnte eine Erhöhung der AHV-Rente Realität werden»,
zitierte ihn die Luzerner Zeitung. Die grosse Mehrheit der Delegierten war sich einig:
Würde die Vorlage abgelehnt, würde dies dem Arbeitgeberverband und den rechts-
bürgerlichen Parteien nützen, womit deren Forderungen wie Rentenalter 67 und
Rentenkürzungen Auftrieb erhielten, schrieb der SGB in einer Medienmitteilung. Dies
gelte es zu verhindern, weshalb diese «Kröte», wie der SGB die Erhöhung des
Frauenrentenalters bezeichnete, geschluckt werden müsse. Zusätzlich einigten sich die
Delegierten darauf, dass die Lohnungleichheit zwischen Mann und Frau «endlich
stärker bekämpft werden muss». Sie beauftragten den SGB, die Lancierung einer
Volksinitiative mit dem Namen «Schluss mit dem Lohnklau – Lohngleichheit
durchsetzen, aber subito!» zu prüfen. 20
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